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18.03.2013 Rat der Stadt

A
V
B

Beratungsgegenstand

Bebauungsplan Nr. 649 - Wilmsstraße -
Entscheidung über die vorgebrachten Stellungnahmen
sowie Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag

1. Der Rat der Stadt beschließt nach eingehender Abwägung,

die Stellungnahmen zu III.A.1 - III.A.3 und III.B.1 – III.B.4 zur Kenntnis 
zu nehmen.

Gesetzliche Grundlage: § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004, (BGBl. S.2414) zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509).

2. Der Rat der Stadt beschließt:

a) den Bebauungsplan Nr. 649 - Wilmsstraße - in der Fassung vom 
15.11.2012 als Satzung;

Gesetzliche Grundlage: § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509) und § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.09.2012 
(GV.NRW.2012, S. 436)
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b) die dem Bebauungsplan Nr. 649 beigefügte Begründung (incl. 
Umweltbericht) in der Fassung vom 21.11.2012 als Ent-
scheidungsbegründung.

 
Gesetzliche Grundlage: § 9 Abs. 8 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
22.07.2011 (BGBl. I, S. 1509).
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1 Bezug
2
3 Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans Nr. 649 - Wilmsstraße - vom 
4 17.12.2012 (Drucksache Nr. B/15/2403-01)
5
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11     keine [X ]
12
13     ja [ ]
14
15 b) Sonstige
16
17
18 Begründung
19
20 I. Lage des Plangebiets im Stadtbereich
21
22 Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen Flur 4 und 7, und wird wie folgt 
23 umgrenzt:
24
25 Südöstliche Seite der Katharinen- und Wunderstraße, südwestliche Grenzen der Flurstücke 
26 Nr. 682, 282, 284, 286, 288, 289, 291, 677, 575 und 442 Flur 4, südöstliche Grenzen der 
27 Flurstücke Nr. 442, 297, 298 und 693, Flur 4 und 371 und 278, Flur 7, nordöstliche Grenze 
28 des Flurstücks Nr. 278, Flur 7, südöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 360, Flur 7, 
29 nordöstliche Grenze der Flurstücke Nr. 360, 274 und 75, Flur 7, nordwestliche Grenze der 
30 Flurstücke Nr. 75 und 74, Flur 7, nordöstliche Grenze der Flurstücke Nr. 73 und 72, Flur 7, 
31 nordwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 72, Flur 7, nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 
32 301, Flur 7.
33
34 II. Planungsanlass und -ziele
35
36 Im Rahmen des Bund-Länder-Programms “Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - 
37 Soziale Stadt” für das Fördergebiet Oberhausen Lirich wird eine städtebauliche und 
38 stadtstrukturelle Aufwertung als ein übergeordnetes Ziel verfolgt.
39
40 Stadtplanerische Ziele sind die Erhaltung und Förderung der Versorgungsfunktion des 
41 Nahversorgungsbereichs, die Erhaltung der vorhandenen Durchmischung mit Wohnen und 
42 die Verhinderung des Trading-Down-Effekts.
43
44 Im Einzelhandelskonzept der Stadt Oberhausen vom 26.05.2008 wurde der nördliche Teil 
45 des Plangebietes als Bestandteil des Nahversorgungszentrums und der größte Teil des 
46 übrigen Plangebiets als Suchraum 1 eingestuft. Der Suchraum 1 erstreckt sich auf einen 50-
47 100 m Radius rund um den zentralen Versorgungsbereich. Hier kann die Ansiedlung von 
48 Unternehmen sinnvoll sein, soweit sie der Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs 
49 dienen und innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs nachweislich kein Standort zur 
50 Ansiedlung vorhanden ist.
51
52
53
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54 Einem ähnlich strukturierten Gebiet wie dem Nahversorgungszentrum Lirich Nord hat das 
55 Oberverwaltungsgericht NRW im Rahmen des Normenkontrollverfahrens diesen Status 
56 aberkannt. Inwieweit die Bezeichnung als „Nahversorgungszentrum Lirich Nord“ und die 
57 Einstufung als zentraler Versorgungsbereich nach aktuellem Stand zutreffen, ist daher zu 
58 überprüfen. 
59
60 Unabhängig vom Urteil bzw. der Einstufung als Nahversorgungszentrum, hat der 
61 Nahversorgungsbereich dennoch eine Nahversorgungsfunktion für das nähere Einzugs-
62 gebiet. Für die weitere Versorgung des Gebiets ist es von entscheidender Bedeutung, dass 
63 ein ausreichendes Nahversorgungsangebot erhalten bleibt. Daher hat das Ziel, die nahver-
64 sorgungsrelevanten Strukturen zu stabilisieren und zu stärken bzw. zu entwickeln, weiterhin 
65 Bestand.
66
67 Um diese Planungsziele zu erreichen, werden im Bebauungsplan Nr. 649 Mischgebiete und 
68 Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Somit kann der Bestand abgesichert und das Plan-
69 gebiet der umliegenden Nutzungsstruktur und den übergeordneten Planungszielen ent-
70 sprechend entwickelt werden.
71
72 Darüber hinaus sollen Trading-Down-Effekte verhindert werden. Unter Trading-Down-Effekt 
73 wird die Entwertung einer Gebietsstruktur z.B. durch Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
74 und Nutzungen in Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu verstanden.
75
76 Der Trading-Down-Effekt entsteht dann, wenn Betriebe mit typischerweise geringem 
77 Investitionsbedarf und hoher Ertragsstärke (wie z.B. Spielhallen) und Betriebe mit deutlich 
78 höherem Investitionsbedarf und geringerer Ertragsstärke konkurrieren. Der Wettbewerb 
79 zwischen Betreibern mit unterschiedlichen wirtschaftlichen Möglichkeiten führt in der 
80 Tendenz zu einer Erhöhung der Immobilienpreise, was zu einer Verdrängung von Gewerbe-
81 branchen mit schwächerer Finanzkraft führt (bodenrechtliche Spannungen). 
82
83 Des Weiteren können die Nutzungen und baulichen Anlagen der vorgenannten Art aufgrund 
84 der mit ihnen typischerweise verbundenen städtebaulich relevanten Folgewirkungen zum 
85 Trading-Down-Effekt führen. Zu den genannten Folgewirkungen gehören Lärmbe-
86 lästigungen, ein erhöhter Zu- und Abgangsverkehr sowie die regelmäßig zu beobachtende 
87 Beeinträchtigung des Stadt- und Straßenbilds und der Gebietsqualität. 
88
89 Um diesen Trading-Down-Effekt zu verhindern und um die Gebietsqualität nachhaltig zu 
90 sichern und zu entwickeln, sollen Vergnügungsstätten sowie Nutzungen im Zusammenhang 
91 mit dem Rotlichtmilieu im Bebauungsplan durch textliche Festsetzung ausgeschlossen 
92 werden.
93
94 Mit dem Bebauungsplan werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:
95
96  Festsetzung von Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten;
97
98  Sicherung und Entwicklung des Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord;
99

100  Prüfung von weiteren Entwicklungspotenzialen im Plangebiet zur Stärkung des 
101 Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord;
102
103  Ausschluss von sonstigen Nutzungen, die zur Beeinträchtigung des Nahver-
104 sorgungsbereichs und der Wohnqualität führen können, wie z.B. Vergnügungsstätten 
105 und Nutzungen im Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu.
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106 Die Beschreibung der konkreten Ziele, Zwecke und Festsetzungen des Bebauungsplans sind der 
107 beigefügten Entscheidungsbegründung (Anlage 2) zu entnehmen. 
108
109 III. Beteiligungsverfahren
110
111 A. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und 1. Beteiligung der Behörden
112
113 Der Rat der Stadt hat am 07.06.2010 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 649 
114 beschlossen. Die Bekanntmachung des Beschlusses erfolgte am 28.06.2010.
115
116 Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
117 (BauGB) in Verbindung mit den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Be-
118 teiligung der Bürger an der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen erfolgte für den 
119 Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 649 - Wilmsstraße - in der Zeit vom 25.06.2012 
120 bis 09.07.2012 einschließlich die öffentliche Darlegung und Anhörung der Planung.
121
122 Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
123 der Planung und deren voraussichtlichen Auswirkungen unterrichten zu lassen.
124
125 Gleichzeitig wurde den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Äußerung und 
126 Erörterung gegeben.
127
128 Eine öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der 
129 Stadt beschlossenen „Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der 
130 Bürger an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen vom 18.05.1987 nicht stattge-
131 funden (Planung von nicht erheblicher Bedeutung)
132
133 Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
134 Belange mit Schreiben vom 22.06.2012 bei der Aufstellung des Bebauungsplans 
135 beteiligt worden.
136
137 Während der Öffentlichkeitsarbeit sind folgende Anregungen und Hinweise sowie 
138 Stellungnahmen der Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplan 
139 Nr. 649 eingegangen:
140
141 1. Bezirksregierung Arnsberg
142 Postfach
143 44025 Dortmund
144
145 2. PLEdoc GmbH
146 Postfach 12 02 55
147 45312 Essen
148
149 3. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
150 Postfach 10 16 63
151 45466 Mülheim an der Ruhr
152
153 B. Öffentliche Auslegung und 2. Beteiligung der Behörden
154
155 Mit Schreiben vom 19.12.2012 sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
156 lange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt worden.
157
158
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159 In der Zeit vom 02.01.2013 bis 04.02.2013 einschließlich hat der Entwurf des 
160 Bebauungsplans Nr. 649 mit Begründung (einschl. Umweltbericht) gemäß § 3 Abs. 2 
161 BauGB öffentlich ausgelegen.
162
163 Dabei sind abwägungsrelevante Stellungnahmen eingegangen von:
164
165 1. Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH
166 Postfach 50 17 40
167 50977 Köln
168
169 2. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
170 Postfach 10 16 63
171 45466 Mülheim an der Ruhr
172
173 3. Energieversorgung Oberhausen AG
174 Postfach 10 04 20
175 46004 Oberhausen
176
177 4. DB Services Immobilien GmbH
178 Deutz-Mülheimer Straße 22-24
179 50679 Köln
180
181 Kopien der Stellungnahmen sind dieser Beratungsvorlage als Anlage 3 beigefügt.
182
183 IV. Stellungnahme der Verwaltung zu den vorgebrachten Anregungen und Hinweisen der 
184 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zur frühzeitigen Beteiligung
185
186 Zu I. A1. Bezirksregierung Arnsberg
187 Postfach
188 44025 Dortmund
189
190 Die Bezirksregierung Arnsberg verweist darauf, dass die Bebauungsplanfläche über dem auf 
191 Steinkohle verliehenen Bergwerksfeld „Concordia" und über dem auf Eisenerz verliehenen 
192 Bergwerksfeld „Neu-Essen“ liegt. Ebenso liegt der Planbereich über dem auf 
193 Kohlenwasserstoffe erteilten Bewilligungsfeld „Reinphan“.
194
195 Die Eigentümerin des Bergwerkfeldes Concordia, die CBB Holding AG i.L., hat der 
196 Bezirksregierung Arnsberg mitgeteilt, dass Sie keine Aussagen zu den bergbaulichen 
197 Verhältnissen und Bergschadensgefährdung erteilen kann, da ihr keine Unterlagen 
198 vorliegen. 
199
200 Eigentümer des Bergwerkfeldes Neu-Essen ist die MAN-Grundstücksgesellschaft mbH. Sie 
201 ist nachträglich angehört worden. 
202
203 Eigentümerin der Bewilligung „Reinphan“ ist die A-TEC Anlagentechnik GmbH.
204
205 Nach dem der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen ist kein einwirkungs-
206 relevanter Bergbau im Planbereich dokumentiert.
207
208 Stellungnahme der Verwaltung:
209
210 Die MAN Grundstücksgesellschaft ist mit Schreiben vom 27.08.2012 nachträglich beteiligt 
211 worden. Eine Stellungnahme ist nicht eingegangen.
212
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213
214 Die Beteiligung der A-TEC ist erfolgt. Eine Stellungnahme ist nicht abgegeben worden.
215
216 Die Minegas-Power hat mit Schreiben vom 26.06.2012 als Gewinnungsberechtigte des 
217 Bewilligungsfeldes „Reinphan“ eine Stellungnahme abgegeben. Einwände gegen den Be-
218 bauungsplan werden darin nicht erhoben.
219
220 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
221 nehmen. 
222
223 Zu I. A2. PLEdoc GmbH
224 Postfach 12 02 55
225 45312 Essen
226
227 Da eine Betroffenheit bei Festlegung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht aus-
228 geschlossen werden kann, bittet die PLEDOC um weitere Beteiligung am Verfahren.
229
230 Stellungnahme der Verwaltung:
231
232 Die PLEDOC GmbH ist zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB des 
233 Bebauungsplanes nochmals angehört worden. Ausgleichsmaßnahmen sind nicht 
234 erforderlich.
235
236 Weitere Anregungen wurden von PLEdoc  zur Offenlage nicht vorgebracht.
237
238 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
239 nehmen. 
240
241 Zu I. A.3. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
242 Postfach 10 16 63
243 45466 Mülheim an der Ruhr
244
245 Die Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft (RWW) erhebt gegenüber dem Be-
246 bauungsplan keine grundsätzlichen Bedenken.
247
248 Die RWW legt aus ihrem Planwerk einen Ausschnitt mit eingetragenen Linienführungen 
249 vorhandener Versorgungsleitungen vor. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
250 tatsächliche Lage und Tiefe der in den Planunterlagen eingetragenen Wasserrohrleitungen 
251 und Kabel von den Angaben in den Planunterlagen abweichen können.
252
253 Ebenfalls wird darauf hingewiesen, dass einer Überpflanzung oder Überbauung der 
254 Leitungstrassen nicht zugestimmt wird.
255
256 Stellungnahme der Verwaltung:
257
258 Die Wasserleitung des RWW liegt innerhalb der Wilmsstraße im öffentlichen Straßenraum 
259 und ist damit jederzeit zugänglich. Eine Überpflanzung oder Überbauung der Leitungstrasse 
260 ist nicht vorgesehen.
261
262 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
263 nehmen.
264
265
266
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267 V. Stellungnahme der Verwaltung zu den Eingaben aus der Offenlage
268
269 Zu III. B1. Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH
270 Postfach 50 17 40
271 50977 Köln
272
273 Die Rhein-Main-Rohrleitungstransport GmbH weist darauf hin, dass, falls die Maßnahme 
274 einen Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft erfordert, sichergestellt sein muss, 
275 dass dieser nicht im Schutzstreifen ihrer Leitungen stattfindet.
276
277 Stellungnahme der Verwaltung
278
279 Da der Bebauungsplan Nr. 649 im Wesentlichen nur den Bestand sichert, werden keine 
280 Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
281
282 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
283 nehmen.
284
285 Zu III. B2. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
286 Postfach10 16 63
287 45466 Mülheim an der Ruhr
288
289 RWW erhebt gegenüber dem Bebauungsplan keine grundsätzlichen Bedenken. Sie weist 
290 jedoch darauf hin, dass keine Leitungen in belastete Böden verlegt werden und die RWW 
291 entstehende Kosten für die Entsorgung der Böden nicht übernehmen wird. Gleiches gilt für 
292 den Fall, dass Kampfmittel vor Verlegung der Leitungen entsorgt werden müssen.
293
294 Stellungnahme der Verwaltung
295
296 Der Hinweis des RWW wird zur Kenntnis genommen. Die vorgetragene Problematik muss im 
297 Rahmen einer konkreten Baumaßnahme geregelt werden.
298
299 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
300 nehmen.
301
302 Zu III. B3. Energieversorgung Oberhausen AG
303 Postfach 10 04 20
304 46004 Oberhausen
305
306 Die Energieversorgung Oberhausen hat grundsätzlich keine Bedenken gegen die Planung, 
307 weist jedoch darauf hin, dass ihre Leitungen, Kabel und Anlagen weder überbaut noch 
308 überpflanzt werden dürfen.
309
310 Stellungnahme der Verwaltung
311
312 Der Bebauungsplan Nr. 649 sichert im Wesentlichen nur den Bestand. Die vorgetragene 
313 Problematik muss insofern im Rahmen einer konkreten Baumaßnahme geregelt werden.
314
315 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
316 nehmen.
317
318
319
320
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321
322 Zu III. B4. DB Services Immobilien GmbH
323 Deutz-Mülheimer Straße 22 – 24
324 50679 Köln
325
326 Die DB Services Immobilien GmbH macht darauf aufmerksam, dass das Plangebiet die 
327 110 kV Bahnstromleitung 497 Duisburg - Kirchhellen Mastefelder 4227 bis 4229 tangiert. Es 
328 ist zu beachten, dass im Schutzstreifen keine Einwirkungen oder Maßnahmen vorgenommen 
329 werden dürfen, die den ordnungsgemäßen Bestand oder Betrieb der 110 kV 
330 Bahnstromleitung beeinträchtigen oder gefährden könnten. Die Flächen im Schutzstreifen 
331 unterliegen gewissen Nutzungsbeschränkungen.
332
333 Sollten später konkrete prüffähige Bauunterlagen für den Schutzstreifen zur Verfügung 
334 stehen, sind diese ihr vorzulegen.
335
336 Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nähe der Bahn (zum 
337 Beispiel: Beleuchtung von Parkplätzen, Leuchtwerbung aller Art, etc.) ist darauf zu achten, 
338 dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen, 
339 Überdeckungen und Vortäuschen von Signalbildern nicht vorkommen.
340
341 Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Betriebsanlagen entstehen Immissionen. 
342 Entschädigungsansprüche oder Ansprüche auf Schutz- oder Ersatzmaßnahmen können 
343 gegen die Deutsche Bahn AG nicht geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke eine 
344 planfestgestellte Anlage ist. Spätere Nutzer der Objekte sind frühzeitig und in geeigneter 
345 Weise auf die Beeinflussungsgefahr hinzuweisen.
346
347 Stellungnahme der Verwaltung
348
349 Die 110 kV Bahnstromleitung befindet sich auf dem Gelände der DB im südlichen Bereich 
350 des Bebauungsplanes Nr. 649.
351 Der Bebauungsplan sieht im Wesentlichen nur eine Bestandssicherung vor. Der 
352 Schutzstreifen der DB wird nicht durch Festsetzungen des Bebauungsplanes überplant. 
353
354 Die Verwaltung empfiehlt dem Rat der Stadt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
355 nehmen.
356
357 VI. Weiterer Verfahrensablauf
358
359 Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses im Amtsblatt der Stadt 
360 Oberhausen wird der Bebauungsplan Nr. 649 rechtskräftig.
361
362 VII. Kurzzusammenfassung
363
364 Der Rat der Stadt beschließt den Bebauungsplan Nr. 649 - Wilmsstraße - als Satzung.
365
366 Im Bebauungsplan Nr. 649 werden Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. 
367 Damit kann der Bestand abgesichert und das Plangebiet der umliegenden Nutzungsstruktur 
368 und den übergeordneten Planungszielen entsprechend entwickelt werden.
369
370
371
372
373
374
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375
376 Darüber hinaus sollen Trading-Down-Effekte verhindert werden. Unter Trading-Down-Effekt 
377 wird die Entwertung einer Gebietsstruktur z.B. durch Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
378 und Nutzungen in Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu verstanden.
379
380
381
382
383 Anlagen
384
385 Anlage 1: Verkleinerter Auszug des Bebauungsplans Nr. 649
386
387 Anlage 2: Entscheidungsbegründung zum Bebauungsplan Nr. 649 in der Fassung
388 vom 21.11.2012 
389
390 Anlage 3: Stellungnahmen zum Bebauungsplan
391
392
393

10 von 49 in Zusammenstellung



11 von 49 in Zusammenstellung



 
 

 

 

 

 

STADT  
OBERHAUSEN 
 

 

 
Begründung zum  
Bebauungsplan Nr. 649 – Wilmsstraße –  

 

 
in  

Alt-Oberhausen 
 

Stand: 21.11.2012 

 

12 von 49 in Zusammenstellung



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 649 – Wilmsstraße – 

   
1 

Inhaltsverzeichnis 
 
1. Allgemeines.................................................................................................... 3 
1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebiets ................................................................................... 3 
1.2 Ziele der Raumordnung / Vorbereitende Bauleitplanung......................................................... 3 
1.3 Stadtentwicklungskonzept (STEK 2020).................................................................................. 4 
1.4 Bebauungspläne ...................................................................................................................... 5 
1.5 Bestand .................................................................................................................................... 5 
1.6 Planverfahren ........................................................................................................................... 5 
1.7 Planungsanlass und –ziele ...................................................................................................... 6 
2. Städtebauliches Konzept .............................................................................. 7 
3. Bebauungsplanfestsetzungen ...................................................................... 7 
3.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB) ............................................................... 7 
3.2 Maß der baulichen Nutzung und Bauweise (§ 9 Abs. 1 und 2 BauGB)................................... 8 
3.3 Überbaubare Grundstücksflächen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 31 BauO NW).............. 9 
 
4. Verkehr............................................................................................................ 9 
4.1 Erschließung ............................................................................................................................ 9 
4.2 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV)............................................................................... 9 
 
5. Umweltbericht .............................................................................................. 10 
5.1 Einleitung................................................................................................................................ 10 
5.1.1 Lage des Plangebiets............................................................................................................. 10 
5.1.2 Realnutzung ........................................................................................................................... 10 
5.1.3 Ziele und Inhalte der Bebauungsplanung .............................................................................. 10 
5.1.4 Umweltschutzziele - aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplanungen ..................... 11 
5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen im Einwirkungsbereich des 

Vorhabens .............................................................................................................................. 13 
5.2.1 Schutzgut Mensch.................................................................................................................. 13 
5.2.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere ................................................................................................ 17 
5.2.3 Schutzgut Boden .................................................................................................................... 18 
5.2.4 Schutzgut Wasser .................................................................................................................. 19 
5.2.5 Schutzgut Klima / Luft ............................................................................................................ 19 
5.2.5.1 Stadtklimatische Situation ...................................................................................................... 19 
5.2.5.2 Klimaschutz und -anpassung ................................................................................................. 20 
5.2.6 Schutzgut Landschaft (Ortsbild)............................................................................................. 20 
5.2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter.............................................................................................. 20 
5.2.8 Wechselwirkungen ................................................................................................................. 20 
5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 21 
5.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich erheblicher, 

nachteiliger Umweltauswirkungen.......................................................................................... 21 
5.5 Geprüfte Alternativen ............................................................................................................. 23 
5.6 Verfahren der Umweltprüfung und Hinweise auf Schwierigkeiten......................................... 23 
5.7 Monitoring............................................................................................................................... 23 
5.8 Zusammenfassung................................................................................................................. 23 
 
6. Nachhaltigkeit und Familienfreundlichkeit der Planung .......................... 24 
7. Kennzeichnung ............................................................................................ 25 
7.1 Bergbau (§ 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB)......................................................................................... 25 
7.2 Erschütterungen (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB)............................................................................ 25 
7.3 Bodenbelastung (§9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) ............................................................................. 25 
 
8. Hinweise ....................................................................................................... 25 
8.1 Kampfmittel ............................................................................................................................ 25 
8.2 Bodendenkmal ....................................................................................................................... 26 

13 von 49 in Zusammenstellung



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 649 – Wilmsstraße – 
 

   
  2 

 

8.3 Erschütterungen (§ 18 Bauordnung NRW) ............................................................................ 26 
8.4 Umgang mit Böden (§§ 9 und 12 der BBodSchV) ................................................................. 26 
 
9. Ver- und Entsorgung ................................................................................... 26 
10. Kosten........................................................................................................... 26 
11. Flächenbilanz ............................................................................................... 26 

14 von 49 in Zusammenstellung



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 649 – Wilmsstraße – 

   
3 

1. Allgemeines 

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebiets 
 

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Oberhausen Flur 4 und 7, und wird wie folgt 
umgrenzt: 

Südöstliche Seite der Katharinen- und Wunderstraße, südwestliche Grenzen der 
Flurstücke Nr. 682, 282, 284, 286, 288, 289, 291, 677, 575 und 442 Flur 4, südöstli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 442, 297, 298 und 693, Flur 4 und 371 und 278, Flur 
7, nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 278, Flur 7, südöstliche Grenze des Flur-
stücks Nr. 360, Flur 7, nordöstliche Grenze der Flurstücke Nr. 360, 274 und 75, Flur 
7, nordwestliche Grenze der Flurstücke Nr. 75 und 74, Flur 7, nordöstliche Grenze 
der Flurstücke Nr. 73 und 72, Flur 7, nordwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 72, 
Flur 7, nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 301, Flur 7. 

 

1.2 Ziele der Raumordnung / Vorbereitende Bauleitplanung 
 

Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben in Form von räumlich und sach-
lich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der Landes- oder Regionalplanung 
abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegungen. Sie sind 
von den in § 4 Abs. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) aufgeführten Adressaten zu be-
achten. D.h., es handelt sich um Festlegungen, die nicht durch eine Abwägung 
überwindbar sind. Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) 
an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 

Landesentwicklungsplan 

Im Teil A des Landesentwicklungsplans (LEP NRW) vom 11.05.1995 als landeswei-
ter Raumordnungsplan wurde erstmalig die europäische Metropolregion Rhein-Ruhr 
konkretisiert. Oberhausen ist dabei im Rahmen der zentralörtlichen Gliederung als 
Mittelzentrum im Ballungskern Ruhrgebiet dargestellt. 

Der Teil B des LEP NRW enthält für das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 649 
keine Darstellungen. Dementsprechend sind auch keine Freiraumfunktionen für den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 649 dargestellt. 

Die textlichen Bestandteile des LEP NRW enthalten unter Abschnitt C. I. 2. und Ab-
schnitt C. II. Ziele für die Baulandversorgung für die Wohnnutzung und für die Wirt-
schaft. Als Ziel wird formuliert, dass die kommunale Bauleitplanung durch Festset-
zung ausreichender Baugebiete die Baulandversorgung für den kommunalen Bedarf 
sicherzustellen hat. Dies schließt die Bereitstellung ausreichenden Baulands für 
wohnbauliche und gewerbliche Nutzungen ein.  

Weiterhin wird als Ziel formuliert, dass vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im 
Außenbereich für die Wohnraumversorgung und für gewerbliche und industrielle 
Nutzungen die Möglichkeiten zur Mobilisierung von Bauland auf innerstädtischen 
Flächen ausgeschöpft werden sollen. 

Die mit dem Bebauungsplan Nr. 649 verfolgten Planungsziele und die in ihm vorge-
sehenen Festsetzungen entsprechen somit den im Landesentwicklungsplan formu-
lierten Zielen. 
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Regionaler Flächennutzungsplan 

Die Stadt Oberhausen hat sich mit den Städten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne und Mülheim an der Ruhr zu einer Planungsgemeinschaft „Städteregion 
Ruhr“ zusammengeschlossen. Die Planungsgemeinschaft hat einen Regionalen 
Flächennutzungsplan gemäß § 25 Landesplanungsgesetz (LPlG) in der Fassung 
vom 03.05.2005 erarbeitet, der als integraler Bestandteil des Regionalplans aufge-
stellt wurde und zugleich die Funktion eines Regionalplans und eines gemeinsamen 
Flächennutzungsplans gemäß § 204 BauGB übernimmt. 

Der RFNP ist mit der Bekanntmachung am 03.05.2010 in Kraft getreten und damit 
gemäß § 25 Abs. 4 LPlG Ziel der Raumordnung geworden. 

Im RFNP wird das Plangebiet als Gemischte Baufläche (bauleitplanerischer Teil des 
RFNP) und als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB; regionalplanerischer Teil des 
RFNP) dargestellt. 

Der RFNP zeichnet die allgemeinen Planungsvorgaben vor. Der Bebauungsplan Nr. 
649 verfolgt das Planungsziel, dies weiter auszudifferenzieren und setzt für das 
Plangebiet in Teilbereichen als Art der baulichen Nutzung Mischgebiete und in Teil-
bereichen Allgemeine Wohngebiete fest. Da in Teilbereichen westlich der Wilms-
straße Wohnnutzungen dominieren, wird der Bestand in Form von Allgemeinen 
Wohngebieten festgesetzt. Die Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet lässt dabei 
in eingeschränktem Maße die Ansiedlung sonstiger nicht störender Gewerbebetrie-
be zu.  

Die vorgesehene Festsetzung von Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten 
kann somit aus den Darstellungen des RFNP entwickelt werden. 

Der Bebauungsplan Nr. 649 ist im Sinne des § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der 
Raumordnung angepasst und im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB aus dem RFNP ent-
wickelt. 

 

1.3 Stadtentwicklungskonzept (STEK 2020) 
 

Das Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 2020 (STEK 2020) wurde am 
27.10.2008 vom Rat der Stadt Oberhausen als informelle Planung i.S. des § 1 Abs. 
6 Nr.11 BauGB beschlossen. Im Plan „Flächennutzung“ des STEK 2020 wird das 
Plangebiet größtenteils als Mischgebiet und in einem kleinen Teilbereich als Wohn-
baufläche dargestellt.  

Der Maßnahmenplan enthält für das Plangebiet des Bebauungsplan Nr. 649 entlang 
der Wilmsstraße die Darstellung einer Grünverbundachse (Maßnahme Nr. 8.26), die 
zur Förderung des Biotopverbundes und der Verbesserung der kleinklimatischen 
Verhältnisse dienen soll. Darüber hinaus enthält der Maßnahmeplan für das gesam-
te Plangebiet die Darstellung „Soziale Stadt-Gebiete“ (Maßnahme 16). Durch integ-
rierte Projekte sollen im Rahmen des Landesprogramms „Soziale Stadt NRW“ die 
sozialen, ökonomischen, ökologischen und städtebaulichen Bedingungen in Lirich 
entscheidend verbessert werden. 

Die Ziele bzw. Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 649 stimmen mit den Dar-
stellungen des STEK 2020 überein bzw. sind aus ihnen entwickelt. 

 
 

16 von 49 in Zusammenstellung



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 649 – Wilmsstraße – 
 

   
  5 

 

1.4 Bebauungspläne 
 

Für das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 649 besteht derzeit kein rechtskräftiger 
Bebauungsplan.  

 

1.5 Bestand 
 

Das Plangebiet liegt in dem Stadtteil Lirich-Nord. Es umfasst den südlichen Bereich 
des Nahversorgungszentrums Lirich-Nord an der Wunder- und der Katharinenstraße 
sowie die südlich daran anschließende Bebauung bis zur Bahnlinie Oberhausen-
West – Essen Frintrop. Durch das Plangebiet verläuft die Wilmsstraße und teilt das 
Plangebiet in eine westliche und eine östliche Hälfte. 

Das Plangebiet weist eine heterogene Struktur in Bezug auf Geschossigkeit, Baual-
ter und Nutzung auf. Die Geschossigkeit variiert dabei vornehmlich zwischen zwei 
und vier Geschossen, die Ausnahmen bilden hier fünf eingeschossige Baukörper. 
Bis auf die drei viergeschossigen Wohnhäuser entlang der Bahnlinie handelt es sich 
um Straßenrandbebauung. In den Hinterhöfen befinden sich Garagen und Garten-
häuser.  

In Bezug auf die Nutzungsstruktur lässt sich das Plangebiet grundsätzlich in zwei 
Bereiche aufteilen. So bestehen Bereiche die überwiegend durch Wohnnutzung ge-
prägt sind. Diese befinden sich vornehmlich im nordwestlichen und südwestlichen 
Bereich des Plangebiets. 

Des Weiteren gibt es im Plangebiet Bereiche, die durch eine gemischte Nutzungs-
struktur charakterisiert sind. Diese Bereiche zeichnen sich durch das Vorhandensein 
einer gewerblichen Nutzung in den Erdgeschosszonen der Gebäude aus. Diese Be-
reiche finden sich im nordwestlichen Bereich der Wilmsstraße, teilweise entlang der 
Wunderstraße sowie im östlichen Bereich des Plangebiets. In diesem Bereich des 
Plangebiets befinden sich auch ein Garagenhof sowie eine atypische, mischgebiets-
verträgliche KfZ-Werkstatt mit Lackier- und Karosseriearbeiten. Angrenzend daran 
befindet sich ein langgestreckter, eingeschossiger Baukörper, in dem sich eine Arzt-
praxis angesiedelt hat. 

Darüber hinaus ist das Plangebiet von einzelnen Leerständen geprägt, die sich 
räumlich im gesamten Plangebiet verteilen. 

Die Umgebung des Plangebietes ist im Norden in erster Linie durch den Nahversor-
gungsbereich Lirich Nord, im Westen und Osten durch Wohnbebauung und im Sü-
den durch die Bahntrasse geprägt. Nordwestlich des Plangebiets befinden sich zu-
dem die Katharinen- und die Emscherschule. Im Nordosten prägen ein Sportplatz 
und die Katharinenkirche mit dem dazwischen liegenden Bonmannpark die Umge-
bung. 

 

1.6 Planverfahren  
 

Der Rat der Stadt hat am 07.06.2010 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 649 
beschlossen. Die Bekanntmachung des Beschlusses erfolgte am 28.06.2010. 

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Betei-
ligung der Bürger an der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen erfolgte für den Vor-
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entwurf des Bebauungsplans Nr. 649 - Wilmsstraße - in der Zeit vom 25.06.2012 bis 
09.07.2012 einschließlich die öffentliche Darlegung und Anhörung der Planung. 
 
Innerhalb dieser Zeit bestand Gelegenheit, sich über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung und deren voraussichtlichen Auswirkungen unterrichten zu las-
sen. 
 
Gleichzeitig wurde den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung gegeben. 
 
Eine öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) hat nach Ziffer 3.2 der vom Rat der 
Stadt beschlossenen „Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der 
Bürger an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen vom 18.05.1987 nicht stattge-
funden (Planung von nicht erheblicher Bedeutung) 
Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange mit Schreiben vom 22.06.2012 bei der Aufstellung des Bebauungsplans betei-
ligt worden. 

 

1.7 Planungsanlass und –ziele 
 

Im Rahmen des Bund-Länder-Programms “Stadtteile mit besonderem Entwick-
lungsbedarf - Soziale Stadt” für das Fördergebiet Oberhausen Lirich wird eine städ-
tebauliche und stadtstrukturelle Aufwertung als ein übergeordnetes Ziel verfolgt. 

Stadtplanerische Ziele sind die Erhaltung und Förderung der Versorgungsfunktion 
des Nahversorgungsbereichs, die Erhaltung der vorhandenen Durchmischung mit 
Wohnen und die Verhinderung des Trading-Down-Effekts. 

Im Einzelhandelskonzept der Stadt Oberhausen vom 26.05.2008 wurde der nördli-
che Teil des Plangebietes als Bestandteil des Nahversorgungszentrums und der 
größte Teil des übrigen Plangebiets als Suchraum 1 eingestuft. Der Suchraum 1 er-
streckt sich auf einen 50-100m Radius rund um den jeweiligen zentralen Versor-
gungsbereich. Hier kann die Ansiedlung von Unternehmen sinnvoll sein, soweit sie 
der Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs dienen und innerhalb des zentra-
len Versorgungsbereichs nachweislich kein Standort zur Ansiedlung vorhanden ist. 

Einem ähnlich strukturierten Gebiet wie dem Nahversorgungszentrum Lirich Nord 
hat das Oberverwaltungsgericht NRW im Rahmen des Normenkontrollverfahrens 
diesen Status aberkannt. Inwieweit die Bezeichnung als „Nahversorgungszentrum 
Lirich Nord“ und die Einstufung als zentraler Versorgungsbereich nach aktuellem 
Stand zutreffen, ist daher zu überprüfen.  

Unabhängig vom Urteil bzw. der Einstufung als Nahversorgungszentrum, hat der 
Nahversorgungsbereich dennoch eine Nahversorgungsfunktion für das nähere Ein-
zugsgebiet. Für die weitere Versorgung des Gebiets ist es von entscheidender Be-
deutung, dass ein ausreichendes Nahversorgungsangebot erhalten bleibt. Daher hat 
das Ziel, die nahversorgungsrelevanten Strukturen zu stabilisieren und zu stärken 
bzw. zu entwickeln, weiterhin Bestand. 

Um diese Planungsziele zu erreichen, werden im Bebauungsplan Nr. 649 Mischge-
biete und Allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Somit kann der Bestand abgesichert 
und das Plangebiet der umliegenden Nutzungsstruktur und der übergeordneten Pla-
nungsziele entsprechend entwickelt werden. 

Darüber hinaus sollen Trading-Down-Effekte verhindert werden. Unter Trading-
Down-Effekt wird die Entwertung einer Gebietsstruktur z.B. durch Ansiedlung von 
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Vergnügungsstätten und Nutzungen in Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu ver-
standen. 

Der Trading-Down-Effekt entsteht dann, wenn Betriebe mit typischerweise geringem 
Investitionsbedarf und hoher Ertragsstärke (wie z.B. Spielhallen) und Betriebe mit 
deutlich höherem Investitionsbedarf und geringerer Ertragsstärke konkurrieren. Der 
Wettbewerb zwischen Betreibern mit unterschiedlichen wirtschaftlichen Möglichkei-
ten führt in der Tendenz zu einer Erhöhung der Immobilienpreise, was zu einer Ver-
drängung von Gewerbebranchen mit schwächerer Finanzkraft führt (bodenrechtliche 
Spannungen).  

Des Weiteren können die Nutzungen und baulichen Anlagen der vorgenannten Art 
aufgrund der mit ihnen typischerweise verbundenen städtebaulich relevanten Fol-
gewirkungen zum Trading-Down-Effekt führen. Zu den genannten Folgewirkungen 
gehören Lärmbelästigungen, ein erhöhter Zu- und Abgangsverkehr sowie die regel-
mäßig zu beobachtende Beeinträchtigung des Stadt- und Straßenbilds und der Ge-
bietsqualität.  

Um diesen Trading-Down-Effekt zu verhindern und um die Gebietsqualität nachhal-
tig zu sichern und zu entwickeln, sollen Vergnügungsstätten sowie Nutzungen im 
Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu im Bebauungsplan durch textliche Festset-
zung ausgeschlossen werden. 

Mit dem Bebauungsplan werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt: 

• Festsetzung von Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten; 

• Sicherung und Entwicklung des Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord; 

• Prüfung von weiteren Entwicklungspotenzialen im Plangebiet zur Stärkung des 
Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord; 

• Ausschluss von sonstigen Nutzungen, die zur Beeinträchtigung des Nahversor-
gungsbereichs und der Wohnqualität führen können, wie z.B. Vergnügungsstätten 
und Nutzungen im Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu. 

 
2. Städtebauliches Konzept 

 

Städtebaulich soll zunächst der Bestand planungsrechtlich gesichert werden. Die 
bestehenden Raumkanten entlang der Wilms-, Katharinen- und Wunderstraße sol-
len erhalten bleiben. Die Gebäude im westlichen Teil differieren zwischen ein- und 
viergeschossiger und im östlichen Teil zwischen ein- und dreigeschossiger Bauwei-
se. Um zukünftig eine einheitlichere Höhenentwicklung zu ermöglichen ohne den 
Bestand einzuschränken, werden für den westlichen Teil maximal vier Geschosse, 
für den östlichen Teil maximal drei Geschosse festgesetzt. 

Im östlichen Teilbereich des Plangebiets wird die gewerbliche Nutzung im rückwärti-
gen Bereich, unter Rücksichtnahme auf die umgebende Wohnbebauung, auf den 
Bestand in Form eines eingeschossigen Baukörpers festgeschrieben. 

 

3. Bebauungsplanfestsetzungen 

3.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB) 
 

Im Plangebiet werden Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete ausgewiesen. 
Das vorhandene ausgewogene Verhältnis von nicht (wesentlich) störendem Gewer-
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be und Wohnen soll erhalten bleiben. Diese Nutzungsarten entsprechen weitgehend 
dem Bestand und sichern diesen planungsrechtlich. Die Festsetzung von Mischge-
bieten und allgemeinen Wohngebieten bietet darüber hinaus ausreichend Möglich-
keiten das Plangebiet entsprechend der formulierten Zielsetzung weiterzuentwi-
ckeln.  

Ziel ist die städtebauliche und stadtstrukturelle Sicherung und Entwicklung des 
Plangebiets und des angrenzenden Nahversorgungsbereiches. Die Nahversor-
gungsfunktion soll gestärkt werden und die vorhandene Durchmischung mit Wohn-
nutzung erhalten bleiben. 

Die Ansiedlung von mischgebietsverträglichen Einzelhandelsbetrieben ist in den 
ausgewiesenen Mischgebieten erwünscht, soweit diese der Stärkung und Entwick-
lung des Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord dienen.  

Um einem Trading-Down-Effekt mit regelmäßig zu beobachtenden Beeinträchtigun-
gen der Gebietsqualität, des Stadt- und Straßenbildes, zu erwartender bodenrechtli-
cher Spannungen, einer Beeinträchtigung der Anwohner durch Lärmbelästigungen 
und einem erhöhten Zu- und Abgangsverkehr entgegenzuwirken, sind in allen 
Mischgebieten des Plangebiets Vergnügungsstätten und gewerblich betriebene se-
xuelle Dienstleistungen und Darbietungen im Sinne der textlichen Festsetzungen 
ausgeschlossen.  

Zu den ausgeschlossenen Vergnügungsstätten im Sinne der Festsetzungen gehö-
ren Automatenspielhallen, Videospielhallen, Computerspielhallen, Spielkasinos, 
Spielbanken, Wettbüros, Nachtlokale, Nacht- und Tanzbars, Striptease-Lokale, 
Peepshows, Video-Peepshows, Tanz-Diskotheken, Swinger-Clubs und Sex-Kinos. 
Zu den ausgeschlossenen gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen und 
Darbietungen im Sinne der Festsetzungen gehören Bordelle, Eros-Center, bordellar-
tige Massagesalons und –clubs, u.ä. Betriebe. 

Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen (Vergnü-
gungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den nicht überwiegend 
durch gewerbliche Nutzungen geprägten Teilen des Gebiets) werden nach § 1 Abs. 
6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 

Im gesamten Plangebiet sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig. Diese 
Nutzungen würden durch die zusätzlichen Verkehre und die zu erwartenden Be-
triebszeiten zu einer erheblichen Beeinträchtigung der umliegenden Wohnnutzung 
führen. Sie werden daher ausgeschlossen. 

Die wohngebietsverträgliche Entwicklung des Nahversorgungsbereichs unter Einbe-
ziehung des Suchraums 1 entspricht den zuvor genannten Hauptplanungszielen des 
Bebauungsplans. 

 

 

 

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung und Bauweise (§ 9 Abs. 1 und 2 BauGB)  
 

Das Maß der baulichen Nutzung wird für das Plangebiet über die Festsetzung der 
Grundflächen– und der Geschoßflächenzahl als Höchstmaß sowie der max. Zahl 
der Vollgeschosse bestimmt.  

Unter Beachtung des §17 BauNVO ist als Obergrenze für die beiden Allgemeinen 
Wohngebiete eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und eine Geschossflächenzahl 
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(GFZ) von 1,2 festgesetzt. In den drei Mischgebieten ist als Obergrenze eine GRZ 
von 0,6 und eine GFZ von 1,2 festgesetzt.  

Die Gebäude im westlichen Teil differieren zwischen ein- und viergeschossiger und 
im östlichen Teil zwischen ein- und dreigeschossiger Bauweise. Um zukünftig eine 
einheitlichere Höhenentwicklung zu ermöglichen ohne den Bestand einzuschränken, 
sind westlich der Wilmsstraße in den beiden Allgemeinen Wohngebieten und dem 
Mischgebiet maximal vier Geschosse bis zu einer Tiefe von 15 Metern zulässig. Öst-
lich der Wilmsstraße sind in dem straßenbegleitenden Mischgebiet maximal drei 
Geschosse bis zu einer Tiefe von 15 Metern zulässig.  

Daran anschließend ist in beiden Mischgebieten im rückwärtigen Bereich eine ein-
geschossige Bebauung zulässig. Im rückwärtigen Bereich der Katharinenstraße und 
im östlichen Teil der Wilmsstraße ist dies bis zu einer Tiefe von 11 Metern, im rück-
wärtigen Bereich des nordwestlichen Teils der Wilmsstraße ist dies analog des Be-
standes bis zu einer Tiefe von 15 Metern festgesetzt. Dies bietet dem Versorgungs-
bereich Lirich Nord zusätzliche Entwicklungsspielräume innerhalb der vorhandenen 
Mischgebiete.  

Im östlichen Teilbereich des Plangebietes wird die gewerbliche Nutzung im rückwär-
tigen Bereich, unter Rücksichtnahme auf die umgebende Wohnbebauung, auf den 
Bestand in Form eines eingeschossigen Baukörpers festgeschrieben. 

 

3.3 Überbaubare Grundstücksflächen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 31 
BauO NW) 

 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen überwiegend in 
Anlehnung an den Bestand geregelt. Der Erhalt einer städtebaulichen Kante in Form 
der Straßenrandbebauung ist damit beabsichtigt.  
 
Durch die Festsetzung einer Baulinie im rückwärtigen bisher gewerblich genutzten 
Bereich wird an der bestehenden Grundstücksgrenze eine Gebäudeabschlusswand 
ohne Öffnungen erforderlich. Diese dient in erster Linie dem Brandschutz und hat in 
gewissem Maße schallmindernde Wirkungen. Zugleich wird dadurch verhindert, 
dass lärmintensivere Nutzungen zwischen dem Gebäude und der Gebäudegrenze 
verortet werden. Somit wird eine bessere Verträglichkeit gewerblicher Nutzungen 
mit der angrenzenden Wohnbebauung erzielt.  

 
4. Verkehr 

4.1 Erschließung 
 

Das Plangebiet ist über die Wilms-, die Wunder- und die Katharinenstraße erschlos-
sen. In jeweils ca. 2,5 km Entfernung befindet sich im Norden die Autobahnauffahrt 
Oberhausen Buschhausen auf die A42 und im Westen die Autobahnauffahrt Ober-
hausen Lirich auf die A3. 
 
 
 

4.2 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
 

Das Plangebiet ist gut an den Öffentlichen Personennahverkehr angebunden. Im 
Plangebiet befindet sich die Haltestelle „Wilmsstraße“. Diese wird tagsüber von fünf 
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Linien (935, 955, 995, SB 94, SB 97) und nachts von dem Nachtexpress (NE 5) be-
dient. Mit allen Linien ist der Hauptbahnhof Oberhausen in ca. 5 Minuten, mit den 
Stadtbuslinien (SB 94, SB 97) ist der Bahnhof Sterkrade in ca. 15 Minuten erreich-
bar, so dass auch eine gute Anbindung an den regionalen und überregionalen Nah- 
und Fernverkehr vorhanden ist. 

 
5. Umweltbericht 

5.1 Einleitung 
 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 649 Wilmsstraße wird das Ziel verfolgt, im Stadtteil Li-
rich–Nord ein ausreichendes Nahversorgungsangebot zu erhalten und die vorhan-
denen Strukturen zu stärken und zu sichern. Vorgesehen ist die Festsetzung von 
Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten. Es wird eine Umweltprüfung durch-
geführt, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und im 
Folgenden in einem Umweltbericht zusammenfassend beschrieben werden. Gemäß 
§ 2 a Abs.4 BauGB wird der Umweltbericht als ein gesonderter Bestandteil der Be-
gründung des Bebauungsplanes erarbeitet.  

 

5.1.1 Lage des Plangebiets 
 

Das Plangebiet liegt in Oberhausen-Lirich und umfasst insbesondere den Bereich 
der Wilmsstraße zwischen der Wunderstraße und der Katharinenstraße im Nord-
westen und der Eisenbahnstrecke im Südwesten des Plangebietes.  

 

5.1.2 Realnutzung  
 

Bereiche mit Nahversorgungseinrichtungen befinden sich an der Wunder- und der 
Katharinenstraße. Bereiche, die überwiegend durch Wohnnutzung geprägt sind, be-
finden sich vornehmlich im nord- und südwestlichen Bereich des Plangebiets.  

Das Plangebiet weist eine heterogene Struktur in Bezug auf Geschossigkeit, Baual-
ter und Nutzung auf. Die Geschossigkeit variiert dabei vornehmlich zwischen zwei 
und vier Geschossen. In den Hinterhöfen befinden sich Garagen und Gartenhäuser.  

Gewerbliche Nutzungen finden sich teilweise entlang der Wunderstraße sowie an 
der Wilmsstraße, wie z.B. ein Garagenhof und eine mischgebietsverträgliche KfZ-
Werkstatt mit Lackier- und Karosseriearbeiten. Angrenzend daran befindet sich ein 
langgestreckter, eingeschossiger Baukörper, in dem sich eine Arztpraxis angesiedelt 
hat.  

Darüber hinaus ist das Plangebiet von einzelnen Leerständen geprägt, die sich 
räumlich im gesamten Plangebiet verteilen.  

 
 

5.1.3 Ziele und Inhalte der Bebauungsplanung  
 

Stadtplanerische Ziele sind die Erhaltung und Förderung der Versorgungsfunktion 
des Nahversorgungsbereichs, die Erhaltung der vorhandenen Durchmischung mit 
Wohnen und die Verhinderung des Trading-Down-Effekts.  

Mit dem Bebauungsplan werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:  
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- Festsetzung von Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten;  

- Sicherung und Entwicklung des Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord;  

- Prüfung von weiteren Entwicklungspotenzialen im Plangebiet zur Stärkung des-
Nahversorgungsbereichs Lirich-Nord;  

- Ausschluss von sonstigen Nutzungen, die zur Beeinträchtigung des Nahversor-
gungsbereichs und der Wohnqualität führen können, wie z.B. Vergnügungsstätten 
und Nutzungen im Zusammenhang mit dem Rotlichtmilieu.  

5.1.4 Umweltschutzziele - aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachpla-
nungen 
Im Umweltbericht sind die Ziele, die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen 
festgelegt wurden und die für den Bebauungsplan von Bedeutung sind, darzustel-
len. Die nachfolgende Tabelle stellt eine Übersicht der verwendeten Gesetze und 
Verordnungen dar.  
 

Fachgesetz Ziele des Umweltschutzes 
BauGB 
Bauge-
setzbuch 
 

Gewährleistung "einer nachhaltigen städtebaulichen Ent-
wicklung"; Sicherung "einer menschenwürdigen Umwelt"; 
"natürliche Lebensgrundlagen schützen und entwickeln". 
Insbesondere erfordert der Klimaschutz in der Stadtent-
wicklung Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegen-
wirken als auch Maßnahmen, die der Klimaanpassung 
Rechnung tragen. 

BNatSchG 
Bundesna-
tur-
schutzge-
setz 
 

Schutz von Natur und Landschaft aufgrund ihres Selbstwer-
tes und als Lebensgrundlagen des Menschen, auch in Ver-
antwortung für künftige Generationen, im besiedelten und 
unbesiedelten Bereich, dass 

- die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
- die Regenerationsfähigkeit und die nachhaltige Nutzungs-

fähigkeit der Naturgüter, 
- die Tier- und Pflanzenwelt einschl. ihrer Lebensstätten und 

Lebensräume sowie 
- die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungs-

wert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 
Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen. 
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Fachgesetz Ziele des Umweltschutzes 

LG NRW 
Land-
schaftsge-
setz Nord-
rhein-
Westfalen 

Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 
zur Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
Aufzeigen von geeigneten Vermeidungs- Verminderungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen bei unvermeidbaren planbe-
dingten Beeinträchtigungen  

FFH- und 
Vogel-
schutz-
richt-linie 

Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen bzw. Wildlebender Vogelarten im europäischen 
Gebiet der Mitgliedstaaten der EU.  

BBodSchG  
Bundes-
boden-
schutzge-
setz 

Sicherung und Wiederherstellung von Bodenfunktionen, 
Vermeidung von Beeinträchtigungen der natürlichen 
Funktionen des Bodens sowie seiner Funktion als Ar-
chiv der Natur- und Kulturgeschichte. Vorsorge gegen 
das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen. Spar-
samer und schonender Umgang mit Grund und Boden.  

WHG 
Wasser-
haus-
haltsge-
setz 

LWG 
Wasser-
gesetz für 
das Land 
Nord-
rhein-
Westfalen 

Sicherung der Gewässer als Bestandteil des Natur-
haushaltes und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
und deren Bewirtschaftung zum Wohl der Allgemeinheit 
und zur Unterlassung vermeidbarer Beeinträchtigungen 
ihrer ökologischen Funktionen. 

BImSchG Schutz vor schädlichen Umweltauswirkungen (Immissi-
onen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des Entstehens 
von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und 
Belästigungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche 
Erscheinungen) 

 
Im Regionalen Flächennutzungsplan (RFNP) ist das Plangebiet des Bebauungs-
plans Nr. 649 als eine gemischte Baufläche (bauleitplanerischer Teil des RFNP) und 
als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB; regionalplanerischer Teil des RFNP) darge-
stellt. Der Bebauungsplan Nr. 649 setzt für das Plangebiet in Teilbereichen Misch-
gebiete und in Teilbereichen Allgemeine Wohngebiete fest. Da in Teilbereichen 
westlich der Wilmsstraße Wohnnutzungen dominieren, wird der Bestand in Form 
von Allgemeinen Wohngebieten festgesetzt und lässt dabei in eingeschränktem 
Maße die Ansiedlung sonstiger nicht störender Gewerbebetriebe zu.  

Die vorgesehene Festsetzung von Mischgebieten und Allgemeinen Wohngebieten 
kann somit aus den Darstellungen des RFNP entwickelt werden.  

Im Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 2020 (STEK 2020) wird das Plangebiet 
größtenteils als Mischgebiet und in einem kleinen Teilbereich als Wohnbaufläche 
dargestellt.  
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Der Maßnahmenplan des STEK enthält für das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 
649 entlang der Wilmsstraße die Darstellung einer Grünverbundachse (Maßnahme 
Nr. 8.26), die zur Förderung des Biotopverbundes und der Verbesserung der klein-
klimatischen Verhältnisse dienen soll.  

 

5.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen im Einwir-
kungsbereich des Vorhabens 
 

Im Rahmen des Umweltberichtes sind die Auswirkungen des Bebauungsplans auf 
die Umwelt und ihre Bestandteile zu ermitteln und zu bewerten. 

Nachfolgend werden der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im 
Geltungsbereich des Plangebietes bezogen auf das jeweilige Schutzgut dargestellt. 
Der Bestandserfassung und –bewertung schließt sich eine Beschreibung und Be-
wertung der mit der Durchführung der Planung verbundenen Veränderung des Um-
weltzustands bzw. des jeweiligen Schutzgutes an. Hieraus werden Maßnahmen zur 
Vermeidung, Verminderung und/oder zum Ausgleich potenzieller nachteiliger Um-
weltauswirkungen abgeleitet. 

 

5.2.1 Schutzgut Mensch 
 
Unter dem Schutzgut Mensch sind die Bevölkerung im Allgemeinen, ihre Gesund-
heit und ihr Wohlbefinden zu verstehen. Neben der Sicherung einer menschenwür-
digen Umwelt und dem Schutz und der Entwicklung der natürlichen Lebensgrundla-
gen, sind als Schutzziele das gesunde Wohnen und Arbeiten sowie die Möglichkei-
ten zu Sport, Freizeit und Erholung zu betrachten. 
 
Freizeit und Erholung  
 
Die Funktionen Freizeit und Erholung sind nur im westlichen Teil des Plangebietes 
von Bedeutung, wo sich eine Art Kleingartenanlage etabliert hat. Im restlichen Plan-
gebiet sind Freizeit und Erholung nur in den privaten Hausgärten von Bedeutung, da 
das Gebiet keine Erschließung mit erholungsrelevanten Wegen und keine Flächen 
mit nennenswerter Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum aufweist. 
 

Auswirkungen von Lärmimmissionen durch Straßenverkehr  
 
Eine Lärmquelle die sich auf das Plangebiet auswirkt, ist der Straßenverkehrslärm 
auf der Wilmsstraße, Wunderstraße und Katharinenstraße. Die durchschnittliche 
tägliche Verkehrsstärke (DTV) beträgt nach Angaben der Verkehrsplanung der 
Stadt Oberhausen auf der Wilmsstraße 18.418 DTV, der Wunderstraße 4.048 DTV 
und der Katharinenstraße 5.354 DTV.  
In der sog. “Strategischen Lärmkarte“ nach § 47 d BImSchG werden für die betref-
fende Abschnitte folgende Außenlärmpegel dargestellt: 

LDEN (24h-Pegel): 
• 65 ≤ 70 dB(A) entlang der Wilmsstraße,  
• 50 ≤ 55 dB(A) entlang Wunderstraße und Katharinenstraße 

Lnight (Nachtpegel): 
• 55 ≤ 60 dB(A) entlang der Wilmsstraße, 
• 45 ≤ 50 dB(A) entlang Wunderstraße und Katharinenstraße 
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Bei städtebaulichen Neuplanungen findet die DIN 18005 "Schallschutz im Städte-
bau" Anwendung. Die DIN 18005 nennt keine Grenzwerte sondern Orientierungs-
werte, deren Einhaltung angestrebt wird, damit die mit der Eigenart des betreffen-
den Baugebietes verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelas-
tungen erfüllt werden kann. Das im Plangebiet festgesetzte Mischgebiet müsste da-
her Schallimmissionen von tags 60 dB(A) und nachts von 50/45 dB(A) einhalten, im 
Allgemeinem Wohngebiet tags 55 dB(A) und nachts von 45/40 dB(A) einhalten. 
 
Die Werte der oben genannten “Strategischen Lärmkarte“ sind mit den Orientie-
rungswerten der DIN 18005, nicht unmittelbar vergleichbar, geben aber einen hin-
reichenden Anhaltspunkt zur Beurteilung der Belastungssituation.  

 

Daraus folgt, dass die Orientierungswerte an der Wunderstraße und der Kathari-
nenstraße für Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete eingehalten werden. Da-
gegen kommt es an den Gebäudefassaden entlang der Wilmsstraße zu Überschrei-
tungen der Werte sowohl am Tag als auch in der Nacht. An den straßenabgewand-
ten Fassaden der Bebauung entlang der Wilmsstraße werden dagegen die Orientie-
rungswerte bezogen auf den Straßenverkehrslärm bis auf geringe Teilflächen ein-
gehalten. 

 

Auswirkungen von Lärmimmissionen durch Schienenverkehrslärm  
 
Eine weitere Lärmquelle mit Wirkung auf das Plangebiet stellt der Schienenver-
kehrslärm der benachbarten Güterbahnstrecke Duisburg-Oberhausen-Essen dar.  
In der sog. “Strategischen Lärmkarte“ nach § 47 d BImSchG werden für die betref-
fende Abschnitte folgende Außenlärmpegel dargestellt: 

LDEN (24h-Pegel): 
• 65 ≤ 70 dB(A)  

Lnight (Nachtpegel): 
• 55 ≤ 60 dB(A) 
 

Die Orientierungswerte können demnach nur tagsüber im Bereich der Mischge-
bietsausweisungen im nördlichen Plangebiet eingehalten werden. Nachts werden 
die Orientierungswerte nahezu im gesamten Gebiet überschritten. Für einen gerin-
gen Teilbereich wirkt der viergeschossige Gebäudekörper, der in nächster Nähe pa-
rallel zur Bahnstrecke an der Wilmsstraße gebaut wurde, lärmabschirmend. Die 
Kleingärten liegen nördlich der Bahnstrecke und sind tagsüber einem Lärmpegel 
von rd. 65dB(A) ausgesetzt.  

 

Maßnahmen zum Lärmschutz  
 

Die Orientierungswerte werden im südlichen Teil des Plangebietes vor allem durch 
den Schienenverkehr überschritten. Diese Lärmwirkung reicht bis an die südlichen 
Gebäudefassaden im WA an der Wunderstraße. Im nördlichen Teil des Plangebie-
tes entlang der Wunderstraße wirkt vor allem der Straßenverkehrslärm, der durch 
das hohe Verkehrsaufkommen auf der Wilmsstraße erzeugt wird.  

 

Städtebaulich verträgliche Lärmminderungsmaßnahmen in Form von Lärmschutz-
wällen oder -wänden scheiden als aktive Schallschutzmaßnahmen im Geltungsbe-
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reich des Bebauungsplans aus. Daher setzt der Bebauungsplan Maßnahmen zum 
passiven Schallschutz gemäß §9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB fest.  

Es ergibt sich entlang der straßenseitigen Baugrenzen an der Wilmsstraße, entlang 
der rückwärtigen Baugrenze im westlichen Teil der Wunderstraße und im südöstli-
chen Teil der Wilmsstraße sowie entlang der Bahnlinie der Lärmpegelbereich IV, der 
in der Planzeichnung gekennzeichnet ist. Entlang der straßenseitigen Baugrenze an 
der Katharinenstraße sowie entlang der rückwärtigen Baugrenze an der Kathari-
nenstraße, im östlichen Teil der Wunderstraße und im westlichen und nordöstlichen 
Teil der Wilmsstraße, ergibt sich der Lärmpegelbereich III, der in der Planzeichnung 
gekennzeichnet ist. 
 
Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen gilt, dass in den Lärmpegelberei-
chen  III und IV, für die Außenbauteile einschließlich der Fenster von Aufenthalts-
räumen, Übernachtungsräumen und von Büroräumen die bewerteten Schalldämm-
Maße (R’w,res )* nach Tabelle 8 in Verbindung mit der Tabelle 9 der DIN 4109 ein-
zuhalten sind.  
 

Ausnahmen von dieser Festsetzung können in Abstimmung mit den zuständigen 
Fachbehörden erlassen werden, soweit durch einen anerkannten Sachverständigen 
nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen als die oben ausgeführten für aus-
reichend Schallschutz sorgen. 
 

Hierdurch wird eine ungestörte Nutzung von Aufenthalts- und Büroräumen bei ge-
schlossenen Fenstern sichergestellt. 

 

 
Luftschadstoffimmissionen 
Der Bebauungsplan Nr. 649 liegt im Bereich des seit dem 01.10.2011 in Kraft ge-
setzten Luftreinhalteplans Ruhrgebiet Teilplan West. Da im gesamten Ruhrgebiet 
flächendeckend Überschreitungen oder drohende Überschreitungen von geltenden 
Grenzwerten (Feinstaub, Stickstoffdioxid) festgestellt wurden, verfolgt der Luftrein-
halteplan einen regionalen Ansatz zur Reduzierung der Luftbelastungen.  
 
Im Bereich des Bebauungsplans Nr. 649, insbesondere an der Wilmsstraße befindet 
sich keine Messstation, so dass eine Einschätzung auf Grundlage von Modellrech-
nungen vorgenommen wird. Dabei ist festzustellen, dass sowohl die Karte der Hin-
tergrundbelastung als auch die aktuellen Belastungskarten des LANUV keine Hin-
weise auf eine Grenzwertüberschreitung für Feinstaub und Stickstoffdioxid geben.  
Dass der tagesbezogene PM 10-Grenzwert möglicherweise in Zukunft nicht ein-
gehalten werden kann, ist auf eine für Ballungsräume typische, hohe Hintergrundbe-
lastung zurückzuführen. Dieses Problem kann allein auf bauleitplanerischer Ebene 
nicht gelöst werden, sondern ist Gegenstand eines regional wirksamen Luftreinhal-
teplanes, der gemäß den Anforderungen der EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie der-
zeit für die Kernzone des westlichen Ruhrgebietes entwickelt wird.  
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die geplanten Festsetzungen des Bebau-
ungsplans Nr. 649, nicht zu einer Verschlechterung der Durchlüftungssituation im 
Bereich Wilmsstraße und der angrenzenden Straßen beitragen.  
 
Erschütterungen und elektromagnetische Strahlung  
 
Von der entlang der südlichen Grenze des Plangebietes verlaufenden Eisenbahn-
strecke gehen neben den Beeinträchtigungen durch Lärm auch Erschütterungen 
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aus. Diese Erschütterungen können im gesamten Plangebiet wirksam werden, so 
dass bei der Errichtung von Gebäuden die Anhaltswerte der DIN 4150, Teil 2 (Er-
schütterungen im Bauwesen; Einwirkungen auf Menschen, Ausgabe 06/1999) zu 
beachten sind. Festsetzungen im Bebauungsplan werden hierdurch nicht erforder-
lich. Der Bebauungsplan enthält jedoch eine entsprechende Kennzeichnung und ei-
nen Hinweis (Schutz gegen Erschütterungen und Schwingungen gemäß § 18 Lan-
desbauordnung (BauO NRW), wonach im Rahmen der Objekt- und Anlagenplanung 
für sensible Nutzungen eine Prüfung der Erschütterungsverhältnisse vorgenommen 
werden sollte. 
 
Parallel zu den Bahngleisen verlaufen Freileitungen der DB AG (Bahnstrom). Der 
Betrieb dieser Freileitungen unterliegt den Anforderungen der 26. BImSchV (Ver-
ordnung über Elektromagnetische Felder). Eine Überschreitung der in der Verord-
nung festgelegten Grenzwerte der elektrischen und magnetischen Feldstärke ist 
nicht zu erwarten.  
 
Altlasten 
 
Das Bebauungsplangebiet überschneidet sich mit drei Flächen die im Kataster der 
Flächen mit Bodenbelastungsverdacht der Stadt Oberhausen registriert sind. Dabei 
handelt es sich um folgende Flächen 
 
 E12.032, Altstandort einer chemischen Reinigung die laut Gewerbekartei in der 

Wilmsstraße 48 zwischen 1939 und 1952 betrieben worden sein soll.  
Nach Auswertung der Hausakten der Stadt Oberhausen ist davon auszugehen, 
dass sich an der Wilmsstraße 48 keine chemische Reinigung im angegebenen 
Zeitraum befunden hat.  
 

 E12.086, eine seit 1968 bis heute betriebene Kfz–Reparaturwerkstatt in der 
Wilmsstraße 39, die in der Vergangenheit einen 10 000l DK- Tank besaß. 
Der Tank wurde 2003 ordnungsgemäß außer Betrieb genommen. Das Gelände 
ist seit Nutzungsbeginn nahezu vollständig versiegelt und der Betrieb wird be-
hördlich überwacht.  
Da es sich um ein in Betrieb befindliches Gewerbe handelt, das auch zukünftig 
fortgeführt wird, besteht derzeit kein Untersuchungsbedarf. Da sich bei einer Ge-
ländeumnutzung - insbesondere zu Wohnzwecken oder gärtnerischen Zwecken, 
wie es die Bebauungsplanausweisung zulässt – ein Untersuchungsbedarf erge-
ben kann, ist die Flächen nach § 9 (5) 3 BauGB zu kennzeichnen.  
 

 E12.104 Dammanschüttung der Güterbahnstrecke zum Verschiebebahnhof 
Oberhausen West. Der südliche Randbereich des Bebauungsplangebietes 
überschneidet sich mit der stark begrünten ca. 5 m hohen Bahndammböschung. 
Diese Nutzung wird unverändert beibehalten, so dass für diese Ablagerung kein 
weiterer Untersuchungsbedarf besteht.  

 
Bodenbelastungen 
 
Die folgenden Ausführungen gelten für oberflächennahe, immissionsbedingte Bo-
denbelastungen im Bereich unversiegelter Flächen, sofern in der Vergangenheit im 
Rahmen von Rekultivierungsarbeiten keine Fremdböden aufgebracht wurden. Die 
Bodenbelastungen wurden über die Erstellung einer Bodenbelastungskarte für das 
Stadtgebiet von Oberhausen ermittelt. 
 
 Die naturnahen Oberböden sind mit Schadstoffen oberhalb der Vorsorgewerte 

der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) belastet. Eine 
externe Verwertung als Rekultivierungsboden ist daher nicht zulässig. Eine Ver-
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wertung auf dem Entnahmegrundstück ist zulässig (§7 BBodSchG in Verbindung 
mit §§9 und 12 BBodSchV). 
 

 
 
Seveso II  
 
Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 649 befindet sich außerhalb des Einfluss-
bereichs von Betrieben, die unter die Regelungen der europäischen Seveso-II-
Richtlinie (Richtlinie 96/82/EG) fallen. 
 
 
Sonstige Immissionen  
 
Es liegen keine Erkenntnisse über unverhältnismäßig hohe Beeinträchtigungen 
durch Gerüche oder Lichtimmissionen im Plangebiet vor. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die geplanten Festsetzungen des Bebau-
ungsplans Nr. 649 keine signifikante Verschlechterung der vorbelasteten Situation 
im Plangebiet und im Umfeld durch Bodenbelastungen, Lärm, Luftschadstoffe und 
sonstige Immissionen hervorrufen.  

 

5.2.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere 
 
Beim Schutzgut Pflanzen und Tiere steht der Schutz der Arten und ihrer Lebensge-
meinschaften in ihrer natürlichen Artenvielfalt und der Schutz ihrer Lebensräume 
und Lebensbedingungen im Vordergrund.  
 
Schutzgut Pflanzen 
Im Plangebiet können im Wesentlichen vier verschiedene Typen von Freiflächen-
nutzung unterschieden werden. Im nördlichen Teil des Gebietes, westlich und öst-
lich der Wilmsstraße verfügt das Gebiet über strukturreiche, baumbestandene 
Hausgärten von hoher Wertigkeit. Im südlichen Teil des Plangebietes, westlich der 
Wilmsstraße sind eine Anzahl von privater Kleingärten ohne Vereinsbindung mit 
mittlerer Wertigkeit zu finden, benachbart dazu sind Freiflächen dem Geschosswoh-
nungsbau zuzuordnen, sowie einige wenige, strukturarme Hausgärten mit geringer 
Wertigkeit. Keine ökologische Wertigkeit weisen versiegelte Hofflächen, Parkplätze 
und gewerblich genutzte Flächen im Südosten des Plangebietes auf.  
 
Gerade im innerstädtischen Bereich haben die Freiflächen eine große Bedeutung, 
da sie sowohl zur Verbesserung der Durchlüftung eines Stadtquartiers und zur 
Staubbindung beitragen, als auch einen letzten Rückzugsraum für Tiere und Pflan-
zen in der Stadt bilden. Aufgrund des Verlustes von immer mehr Grünflächen und 
Baumbestand in den Stadtkernen, gewinnt der Erhalt von Grün- und Freiflächen zu-
nehmend an Bedeutung.  
 
Aus diesem Grund sind auch die Straßenbäume im Plangebiet erhaltenswert. Dabei 
handelt es sich um 6 Baumhasel und 5 Bergahorne auf der Wilmsstraße und 3 Hain-
buchen auf der Wunderstraße. Der Erhalt der vorhandenen 14 Straßenbäume auf 
der Wilmsstraße und der Wunderstraße wird durch die entsprechende Festsetzung 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB (Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhal-
tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen) gesichert. 
 
Der Maßnahmenplan des STEK 2020 sieht für das Plangebiet entlang der Wilms-
straße die Sicherung, Entwicklung und Neuanlage einer Grünverbundachse (Maß-
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nahme Nr. 8.26) vor, die der Förderung des Biotopverbundes und der Verbesserung 
der kleinklimatischen Verhältnisse dienen soll. Dabei ist die Wilmsstraße Teil einer 
Achse zwischen dem Stadtpark Altenberg und dem Bonmannpark. Auf dem Stra-
ßenabschnitt der Wilmsstraße, der im Plangebiet liegt, bleibt die Realisierung einer 
solchen Achse reduziert auf den Erhalt vorhandener Straßenbäume. Für die Anlage 
neuer Grünstreifen, Strauchbepflanzungen o.ä. bietet der Straßenraum keinen 
Platz. Im Rahmen des Alleenprogramms der Stadt Oberhausen wird der Erhalt der 
Straßenbäume dauerhaft gesichert.   
 
Geschützte Flächen und Biotoptypen sind im Plangebiet nicht vorhanden. 
 
Durch die Planungsziele des Bebauungsplanes werden keine Freiflächen bean-
sprucht, so dass eine Eingriffsbilanzierung nicht erforderlich wird.  
 
Schutzgut Tiere  
Im Rahmen der örtlichen Erhebungen wurden keine gefährdeten, geschützten oder 
besonders schützenswerten Tierarten vorgefunden. Nach Durchsicht der bei der Un-
teren Landschaftsbehörde vorliegenden Kartierungen und der Prüfung der landes-
weiten Kartierungsergebnisse des LANUV im Fachinformationssystem (FIS) und 
des Fundortkatasters (LINFOS) wurde festgestellt, dass im Bereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 649 und in seiner Umgebung bisher keine planungsrelevanten Arten 
vorkommen oder zu erwarten sind. Daher sind die artenschutzrechtlichen Verbote 
des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom Vorhaben nicht betroffen.  
 
Im Planungsgebiet befinden sich keine Schutzgebiete (NSG, LSG) und keine Natur-
denkmale. Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind 
nicht zu erwarten.  
 
Für das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind aufgrund von Festsetzungen keine 
nachteiligen Entwicklungen im Plangebiet zu erwarten.  

 

5.2.3 Schutzgut Boden 
 
Das Schutzgut Boden besitzt unterschiedlichste Funktionen für den Naturhaushalt, 
insbesondere als Lebensgrundlage für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorga-
nismen. Darüber hinaus sind seine Wasser- und Nährstoffkreisläufe, seine Filter-, 
Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, seine Grundwasserschutzfunktion und 
seine Bedeutung für die Natur- und Kulturgeschichte zu schützen. 
Die Böden im Plangebiet sind stark anthropogen überprägt. Soweit noch natürliche 
Bodenverhältnisse vorhanden sind, stehen sog. Podsol- Gleye in Mächtigkeiten von 
1,5 m und mehr an. Dabei handelt es sich um Sandböden die sich aus den postgla-
zialen Flugsanden über den Sanden und Kiesen der Niederterrasse gebildet haben. 
Aufgrund ihres Wasseraufnahmevermögens sind diese Böden nach den Bewer-
tungskriterien des RFNP als schutzwürdig einzustufen. Da durch die Baufenster die 
Überbauung schützenswerter Böden ausgeschlossen wird, ergibt sich für die Böden 
kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
Für das Schutzgut Boden sind demnach ursächlich auf den Bebauungsplan Nr. 649 
bezogen keine nachteiligen Entwicklungen im Plangebiet zu erwarten.  
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5.2.4 Schutzgut Wasser 
 

Das Schutzgut Wasser besitzt unterschiedliche Funktionen für den Naturhaushalt; 
zu unterscheiden sind die Bereiche Grundwasser und Oberflächengewässer. Als 
Schutzziele sind dabei die Sicherung der Quantität und Qualität von Grundwasser-
vorkommen sowie die Erhaltung und Reinhaltung der Gewässer zu nennen. 
 
Grundwasser 
 
Der anstehende Grundwasserleiter im Bereich des Plangebietes sind die sandig-
kiesigen Bodenschichten der Niederterrasse von Rhein und Ruhr. Die Terrassense-
dimente werden überdeckt von fein- bis mittelsandigen Böden. Das Grundwasser 
befindet sich in einer Tiefenlage von ungefähr 5 bis 6 Metern. Die eigentliche Fließ-
richtung des Grundwassers erfolgt in Richtung Rhein. Durch eine in der Bonmann-
straße bestehende Grundwasserhaltung erfolgt im Bereich des Plangebietes eine 
Umkehr der Fließrichtung in Richtung Nordost.  
 
Innerhalb des Plangebietes und auch im näheren Umfeld gibt es keine Oberflä-
chengewässer: 
 
Da für das Plangebiet keine Entwicklung einer Neubebauung durch das Planverfah-
ren  vorgesehen ist, sind Beeinträchtigungen des Grundwassers, die auf Festset-
zungen des Bebauungsplans Nr.649 zurückgehen, nicht zu erwarten. 
 
Niederschlagswasser    
Die im vorliegenden Bebauungsplan dargestellten, zulässigen Bauflächen sind be-
reits weitestgehend bebaut und an die Kanalisation angeschlossen. Das Plangebiet 
stellt somit keine erstmalige Bebauung im Sinne des § 51 a LWG dar. Insofern be-
steht keine Verpflichtung seitens der Stadt, eine alternative Niederschlagswasserab-
leitung zu prüfen bzw. sicherzustellen. 
 
Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten.  

 

5.2.5 Schutzgut Klima / Luft 
 
Bei den Schutzgütern Klima und Luft sind als Schutzziele die Vermeidung von Luft-
verunreinigungen, die Erhaltung von Reinluftgebieten sowie die Erhaltung des Be-
standsklimas und der lokalklimatischen Regenerations- und Austauschfunktion zu 
nennen.  

 

5.2.5.1 Stadtklimatische Situation  
 
Das Plangebiet befindet sich in einem klimatischen Belastungsraum.  
Die Klimafunktionskarte (KVR, 2004), stellt für den Geltungsbereich „Stadtrandkli-
ma“ dar. Charakteristisch für diese Flächen sind überwiegend locker bebaute 
Wohnsiedlugen mit einer guten Durchgrünung und schwach ausgeprägte Wärmein-
seln. Zumeist findet ein ausreichender Luftaustausch in dieser Art von Gebieten 
statt.  
 
Die Durchgrünung des Plangebietes in Form von strukturreichen, baumbestandenen 
Hausgärten und einer Art Kleingartenanlage fördert kleinklimatische Effekte und 
mindert die ballungsraumtypische Vorbelastung. Da die derzeit nicht überbauten 
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Flächen im Plangebiet als nicht überbaubar erhalten bleiben, sind durch die Planung 
keine Mehrbelastungen für das Schutzgut Klima /Luft zu erwarten.  

 

5.2.5.2 Klimaschutz und -anpassung 
 
Beim Bebauungsplan Nr. 649 handelt es sich im Wesentlichen um einen Bestands-
plan mit steuernder Wirkung für bestimmte Nutzungen. Art und Maß der baulichen 
Nutzung richten sich ansonsten nach der bestehenden Bebauung. Neubebauung 
wird durch die Planung nicht begründet.  
 
Da mit der Umsetzung des Bebauungsplans lediglich eine baurechtliche Sicherung 
des Gebäudebestandes und Konkretisierung zukünftiger Nutzungen erfolgen soll, 
jedoch keine grundsätzliche bauliche Umnutzung zu erwarten ist, ergibt sich im 
Rahmen der Bauleitplanung kein Ansatzpunkt, Maßnahmen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung festzusetzen. 

 

5.2.6 Schutzgut Landschaft (Ortsbild) 
 
Beim Plangebiet handelt es sich um einen Teilbereich von Lirich-Nord, eines Stadt-
teils der geprägt ist von der Nachbarschaft industrieller Nutzungen und der unmittel-
baren Wirkung von Eisenbahnstrecken, Unterführungen und dem Vorkommen von 
reinen Wohnhäusern neben Wohnhäusern mit Gewerbenutzung im Erdgeschoss 
und wenigen kleinen Gewerbebetrieben. Dem Gebiet kommt keine Bedeutung für 
die naturbezogene Erholung zu. Daher ist die Wirkung der Planung auf das Ortsbild 
zu beurteilen.  
 
Den Planungszielen des Bebauungsplanes zufolge soll die derzeitige Nutzung er-
halten und gesichert werden, wodurch keine Verschlechterung des Ortsbildes ent-
stehen wird. Insgesamt ist eine städtebauliche Sicherung bestehender innerstädti-
scher Quartiere zu begrüßen, da einem möglichen Abwertungstrend des Stadtteils 
und einer baulichen Entwicklung in der freien Landschaft an anderer Stelle vorge-
beugt wird. 

 

5.2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter  
 
Das Schutzziel für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter besteht in der Erhaltung 
historischer Kulturlandschaften und Kulturlandschaftsbestandteile von besonders 
charakteristischer Eigenart, von Stadt-/Ortsbildern, Ensembles, geschützten und 
schützenswerten Bau- und Bodendenkmälern einschließlich deren Umgebung.  
Im Plangebiet sind Denkmäler nicht bekannt, sonstige Sachgüter sind ebenfalls 
nicht betroffen. Auswirkungen auf das Schutzgut sind daher nicht zu erwarten. 

 

5.2.8 Wechselwirkungen 
 

Wechselwirkungen im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG sind alle denkbaren funk-
tionalen und strukturellen Beziehungen zwischen Schutzgütern sowie zwischen und 
innerhalb von landschaftlichen Ökosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwar-
tenden Betroffenheit durch Vorhabensauswirkungen von entscheidungs-erheblicher 
Bedeutung sind.  
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Auswirkungen auf Wechselwirkungen sind die durch ein Vorhaben verursachten 
Veränderungen eines Prozessgefüges. Prozesse sind in der Umwelt wirksam, in-
dem sie z.B. bestimmte Zustände stabilisieren oder zu periodischen, episodischen 
oder sukzessiven Veränderungen führen.  
Relevante Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern, die zu zusätzlichen er-
heblichen Beeinträchtigungen führen, sind nicht feststellbar.  

5.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurch-
führung der Planung  
 
Bei Nichtdurchführung der Planung würde der Nahversorgungsbereich und die vor-
handene Durchmischung von Wohnen und Kleingewerbe negativ beeinflusst. Ein 
Trading-Down-Effekt könnte zu sinkenden Gebietsqualitäten führen und durch eine 
Verschiebung der Nutzungsarten in Richtung Spielhallen etc, auch zu einer Aufgabe 
von Wohnstandorten mit derzeit vielfältigem Grünanteil führen. Eine negative Ent-
wicklung auf den Umweltzustand wäre in diesem Fall denkbar, hätte aber keine er-
heblichen Auswirkungen.   

 

5.4 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich 
erheblicher, nachteiliger Umweltauswirkungen 
 
Zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswirkungen sowie zur positiven 
Beeinflussung der Schutzgüter und der angrenzenden Nutzungen werden Festset-
zungen getroffen und somit die Voraussetzungen für gesunde Arbeitsverhältnisse 
an diesem vorbelasteten Standort geschaffen: 

 
Maßnahme Wirkung  Schutzgut 
Städtebauliche Sicherung 
vorhandener Gebietsquali-
täten  

Vermeidung der Inanspruch-
nahme von bislang unbebauten 
Flächen für die Siedlungs-
entwicklung. 

Mensch, Klima/Luft, Bo-
den, Wasser, Tiere und 
Pflanzen 

Bauordnerische Festset-
zungen zu Arten der bauli-
chen Nutzung (Ausschluss 
von Vergnügungsstätten, 
Tankstellen, Bordelle, bor-
dellartige Betriebe) 

Minderung der Lärmbelästigung 
für umliegende Wohnbebauung, 
insbesondere in den Nacht-
stunden. Vermeidung von Be-
einträchtigungen der Wohn- und 
Aufenthaltsqualität. 

Mensch  
 

Maßnahmen zum passiven 
Schallschutz (die Außen-
bauteile der Fassadensei-
ten mit den Lärmpegelbe-
reichen III und IV müssen 
die entsprechenden Anfor-
derungen an die Schall-
dämmung nach den Vorga-
ben der DIN 4109 erfüllen)  

Sicherstellung einer verminder-
ten Lärmbelästigung in Innen-
räumen und ungestörte Nutzung 
von Aufenthalts- und Büroräu-
men bei geschlossenen Fens-
tern sichergestellt. 

Mensch  
 

Erhalt der im Bestand vor-
handenen Straßenbäume  
 

Erhalt der gestalterischen Funk-
tion, der Lebensraumfunktion für 
Flora und Fauna sowie der 
kleinklimatischen/ lufthygie-
nischen Funktion der Bäume. 

Mensch, Klima/ Luft,  
Tiere und Pflanzen 
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Empfohlene Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung nachteiliger Auswir-
kungen für das Schutzgut Boden:  
 
für den Menschen: 
 
 Die naturnahen Oberböden sind mit Schadstoffen oberhalb der Prüfwerte der 

Bundes - Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) belastet. Die 
Schadstoffbelastungen liegen jedoch unterhalb der Gefahrenschwelle. Im Be-
reich von Kinderspielflächen sind dennoch Vorsorgemaßnahmen zur Reduzie-
rung von Kontaktmöglichkeiten, wie z.B. Erzeugung und Erhalt einer dichten 
Grasnarbe oder Gummiplatten/-matten als Sandkastenumrandung, zu emp-
fehlen. 

 
 Die naturnahen Oberböden sind mit Schadstoffen oberhalb der Prüfwerte der 

Bundes - Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) für den Nutz-
pflanzenanbau belastet. Bei umfangreicherem Nutzpflanzenanbau zur De-
ckung eines beträchtlichen Anteils der Eigenversorgung sind Vorsorgemaß-
nahmen zu empfehlen. Ziel dieser Vorsorgemaßnahmen sollte die Reduzie-
rung der Verschmutzung mit Bodenpartikeln sein. 

 
 Bei zukünftigem Nutzpflanzenanbau auf den naturnahen Oberböden ist zur 

Verminderung der Pflanzenverfügbarkeit von Schwermetallen eine Kalkung 
zur Einstellung des pH-Wertes auf Werte über 6,5 zu empfehlen. 

 
für den Boden: 

 
Beim Umgang mit Böden und Bodenmaterialien und der Herstellung durch-
wurzelbarer Bodenschichten sind die DIN 19731, die DIN 18915 und die materiellen 
Anforderungen der §§ 9 und 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) zu beachten.  

 
Bodenmaterialien, die zur Rekultivierung und Geländegestaltung antransportiert 
werden sollen, sind geeignet, wenn sie 
 
- den Vorsorgeanforderungen der Bundes - Bodenschutz- und Altlastenverord-

nung (BBodSchV) entsprechen, 
 
- der vor Ort vorhandenen Bodenhauptart entsprechen, 
 
- keine Störstoffe wie z.B. Kunststoffe, Metallteile, Müll o.ä. enthalten, 
 
- nur sehr geringe Mengen (weniger als 10 Vol.-%) unkritischer technogener 

Substrate, wie z.B. kleine Ziegel- oder Betonbruchstücke, enthalten, 
 
- nach Augenschein und Geruch unauffällig sind, 
 
- nach ihrer Herkunft keinem Belastungsverdacht unterliegen. 
 
Die Ergebnisse der notwendigen Untersuchungen zur Eignung von Bodenmateria-
lien die zur Auf- oder Einbringung in eine durchwurzelbare Bodenschicht oder zur 
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht antransportiert werden sollen, 
sind zur Einsichtnahme aufzubewahren. 
 
Die Untersuchungen zur Eignung der Bodenmaterialien sind nach § 12 Abs. 3 vor 
dem Auf- und Einbringen durchzuführen. Die Nachweise zur Eignung der Bodenma-
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terialien müssen auch Herkunftsangaben und Beschreibungen im Sinne der DIN 
19731, Nr. 5.1 und Nr. 5.2 enthalten. Es ist zu empfehlen, diese Nachweise bereits 
vor dem Einbau der Bodenmaterialien vorzulegen. Weitere Untersuchungen hin-
sichtlich der Standort- und Bodeneigenschaften können verlangt werden. 
 

5.5 Geprüfte Alternativen 
 

Eine Standortalternative wurde nicht geprüft, da der Bebauungsplan Nr. 649 darauf 
abzielt, die vorhandenen Gebietsqualitäten zu erhalten und abzusichern.   

 

5.6 Verfahren der Umweltprüfung und Hinweise auf Schwierigkeiten  
 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist zu ermitteln, was für eine sachgerechte Pla-
nungsentscheidung und insbesondere für die Abwägung über zu berücksichtigende 
Belange erforderlich ist. Damit ist auch die Ermittlungstiefe definiert.  
Bei der Erstellung des Umweltberichts und der Bewertung seiner Inhalte sind die 
anerkannten Regeln der Technik und der einschlägigen Gesetze, Richtlinien und 
Normen berücksichtigt worden. Es haben sich keine Probleme bei der Erstellung 
des Umweltberichts ergeben. 

 

5.7 Monitoring 
 

Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen 
Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um 
insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln 
und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.  
 
Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 3 BauGB die Fachbehörden (z. B. 
Bezirksregierung Düsseldorf) nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens im Rahmen 
ihrer bestehenden Überwachungssysteme in der Verpflichtung, die Gemeinde zu 
unterrichten, inwiefern nach ihnen vorliegenden Erkenntnissen bei der Realisierung 
des Bauleitplans insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt zu erwarten sind. 

 

5.8 Zusammenfassung  
 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 649 Wilmsstraße werden die Ziele verfolgt, im Stadtteil 
Lirich–Nord ein ausreichendes Nahversorgungsangebot zu erhalten und die vor-
handenen Strukturen zu stärken und zu sichern. Vorgesehen sind die Festsetzun-
gen von Mischgebiet und Allgemeinem Wohngebiet.  
 
Im Umweltbericht wird der Umweltzustand des Plangebietes bezogen auf das jewei-
lige Schutzgut dargestellt. Einer Bestandserfassung und –bewertung schließt sich 
eine Beschreibung und Bewertung der mit der Durchführung der Planung verbunde-
nen Veränderung des Umweltzustands bzw. des jeweiligen Schutzgutes an. Hieraus 
werden Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und/oder zum Ausgleich po-
tenzieller nachteiliger Umweltauswirkungen abgeleitet. 
 
Bezogen auf das Schutzgut Mensch wirken sich vor allem die Lärmimmissionen aus 
Straßenverkehr und Schienenverkehr beeinträchtigend aus. Weitere Beeinträchti-
gungen des Schutzgutes Mensch im Plangebiet, die durch den Umgang mit Boden-
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belastungen vorgerufen werden, sind nicht zu erwarten, ebenso wenig wie unver-
hältnismäßig hohe Beeinträchtigungen durch Gerüche oder Lichtimmissionen. 

 
Durch die Planungsziele des Bebauungsplanes werden keine Freiflächen bean-
sprucht, so dass eine Eingriffsbilanzierung nicht erforderlich wird. Im Rahmen der 
örtlichen Erhebungen wurden keine planungsrelevanten Arten vorgefunden. Daher 
sind die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) vom Vorhaben nicht betroffen.  
 
Im Planungsgebiet befinden sich keine Schutzgebiete (NSG, LSG) und keine Natur-
denkmale. Nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere sind 
nicht zu erwarten, ebenso wenig wie auf das Schutzgut Boden, Wasser und Kli-
ma/Luft.   
 
Zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswirkungen sowie zur positiven 
Beeinflussung der Schutzgüter und der angrenzenden Nutzungen werden Festset-
zungen getroffen. Dazu zählen die Sicherstellung einer verminderten Lärmbelästi-
gung in Innenräumen und die ungestörte Nutzung von Aufenthalts- und Büroräumen 
bei geschlossenen Fenstern. Außerdem werden die vorhandenen Straßenbäume 
zum Erhalt ihrer Lebensraumfunktion sowie ihrer gestalterischen und kleinklimati-
schen/ lufthygienischen Funktion festgesetzt. 
 
Abschließend kann festgestellt werden, dass nach dem derzeitigen Kenntnisstand 
nach Realisierung der Planung keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
verbleiben. 

 
6. Nachhaltigkeit und Familienfreundlichkeit der Planung 

Bauleitplanung soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten (§ 1 
Abs. 5 BauGB). Der Abschlussbericht der zweiten Konferenz der Vereinten Natio-
nen über menschliche Siedlung (HABITAT II) erklärt, dass eine nachhaltige Sied-
lungsentwicklung dadurch gekennzeichnet ist, dass sie wirtschaftliche Entwicklung, 
Beschäftigungsmöglichkeiten und sozialen Fortschritt im Einklang mit der Umwelt 
gewährleistet.  
Diese allgemeinen Anforderungen erfüllt der vorliegende Bebauungsplan, indem er 
ökonomische, soziale und ökologische Belange zu einem auf Dauer angelegten In-
teressensausgleich bringt und indem der Bebauungsplan in einem Verfahren durch-
geführt wird, das die Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger, insbesondere die Mit-
wirkung der in Oberhausen lebenden und arbeitenden Menschen, ermöglicht.  
Folgende Gesichtspunkte haben beim vorliegenden Bebauungsplan unter den Krite-
rien einer nachhaltigen Stadtentwicklung eine besondere Rolle gespielt:  
  
• Schaffung und Erhalt von ausgeglichenen Versorgungsstrukturen und hierbei 

insbesondere die Sicherung des Nahversorgungsbereichs Lirich Nord 
• Die Verhinderung von Trading-Down-Effekten, die einer sinnvollen wirtschaftli-

chen und sozialen Entwicklung des Gebietes entgegenstehen würden 
• Festsetzung des Erhalts der vorhandenen Straßenbäume zur Sicherung der 

Grünverbundachse zwischen dem Altenberg- und dem Bonmannpark 
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7. Kennzeichnung 
 

7.1 Bergbau (§ 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB) 
 

Das Plangebiet hat bergbaulichen Einwirkungen unterlegen. Bauwillige sind gehal-
ten, im Zuge der Planung zwecks evtl. notwendig werdender Anpassungs- und Si-
cherungsmaßnahmen (§ 110 ff BBergG) mit der Deutschen Steinkohle AG, 44620 
Herne, Kontakt aufzunehmen. 
 

7.2 Erschütterungen (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 
 
Die zu bebauenden Flächen, nördlich der Güterbahnstrecke sind im gesamten 
Plangebiet von der Gleisanlage durch Erschütterungen beeinträchtigt. Es wird 
empfohlen, bei Errichtung baulicher Anlagen gegebenenfalls besondere bauliche 
Maßnahmen (Gebäudeoptimierung, z.B. Gebäudeisolierung mit niedriger Abstim-
mungsfrequenz) vorzusehen. 

 

7.3 Bodenbelastung (§9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 
Im Plangebiet ist die Kfz-Betriebsfläche an der Wilmsstraße 39  gemäß § 9 (5) Nr. 
3 als Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind 
gekennzeichnet. Erläuterung: 

Die Fläche wird seit 1968 bis heute als Kfz-Reparaturbetrieb genutzt. Sofern eine 
deutlich sensiblere Nutzung wie z.B. Wohnen, Garten, Kinderspielfläche erfolgen 
soll, sind die vorhandenen Betriebsanlagen unter fachgutachterlicher Begleitung 
vollständig zurückzubauen und sofern sich Verdachtsmomente ergeben ergän-
zende Untersuchungen auf Schadstoffbelastungen und ggf. deren Sanierung er-
forderlich. 

 
8. Hinweise 

8.1 Kampfmittel 
 

Nach den bisherigen Erkenntnissen ist nicht auszuschließen, dass Kampfmittel im 
Boden vorhanden sind. Aus diesem Grund sind alle Erdarbeiten mit entsprechen-
der Vorsicht auszuführen. Vor Durchführung eventuell erforderlicher größerer Boh-
rungen (z.B. Pfahlgründungen) sind Probebohrungen (70 bis 120 mm Durchmes-
ser im Schneckenbohrverfahren) zu erstellen, die mit Kunststoffrohren oder ande-
ren Rohren, die nicht aus Eisen sein dürfen, zu stabilisieren sind. Die Überprüfung 
dieser Bohrlöcher übernimmt dann der Kampfmittelbeseitigungsdienst. Vor Durch-
führung der Bohrarbeiten ist ein Bohrplan zu erstellen und dem Kampfmittelbesei-
tigungsdienst zur Verfügung zu stellen. Rechtzeitige Information (etwa eine Woche 
vorher) unter den Durchwahlnummern 825-2539 oder 825-2500 ist angebracht. 
Bohrungen sind mit Vorsicht durchzuführen. Sie sind sofort einzustellen, sobald im 
gewachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird. In diesem Fall ist unverzüg-
lich die Ordnungsbehörde (Tel. 825-1 oder Durchwahl 825-2538 bzw. 825-2500) 
zu informieren. 

37 von 49 in Zusammenstellung



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 649 – Wilmsstraße – 
 

   
  26 

 

Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnliche Ver-
färbungen auf oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, so sind die Ar-
beiten sofort einzustellen und die o. g. Ordnungsbehörde und / oder der Kampfmit-
tel-Kampfmittelbeseitigungsdienst (Tel. 0211/475 0) ist zu verständigen. 

 

8.2 Bodendenkmal 
Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde ist die Untere Denkmalbehörde bei 
der Stadt Oberhausen oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege in Xan-
ten unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zunächst un-
verändert zu halten. 

 
 

8.3 Erschütterungen (§ 18 Bauordnung NRW) 
 

Entlang vorhandener Gleisanlagen ist mit dem Auftreten von Erschütterungen zu 
rechnen. Eine Prüfung des Erschütterungsschutzes von besonders erschütte-
rungs-empfindlichen Nutzungen innerhalb des Plangebietes wird empfohlen. Auf 
die Anforderungen nach § 18 Bauordnung NRW wird aufmerksam gemacht.  

 

8.4  Umgang mit Böden (§§ 9 und 12 der BBodSchV) 
 
Beim Umgang mit Böden und Bodenmaterialien und der Herstellung durchwurzelba-
rer Bodenschichten sind die DIN 19731, die DIN 18915 und die materiellen Anforde-
rungen der §§ 9 und 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) zu beachten. 

9. Ver- und Entsorgung 

Versorgungsleitungen, wie Strom-, Telekommunikations- und Wasserleitungen, sind 
in der Straße bereits im Bestand vorhanden und werden durch den Bebauungsplan 
nicht berührt.  

 
10. Kosten 

Das Plangebiet ist bereits vollständig bebaut. Die Erschließung ist über die Wilms-, 
die Katharinen- und die Wunderstraße gesichert. Der Stadt Oberhausen entstehen 
daher durch den Bebauungsplans keine Kosten. 
 

 
11. Flächenbilanz 
 

Gesamtfläche       3,5 ha 
 
Wohnbaufläche       1,5 ha 
 
Mischgebiet        1,6 ha 
 
Verkehrsfläche       0,4 ha 
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Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

BezirksreglerungArnsberg • Postfach' 44025 Dortmund 

Stadt Oberhausen 

Bahnhofstraße 66 

46042 Oberhausen 

Bebauungsplan Nr. 649 IIWilmsstraße" 

Ihr Schreiben vom 22.06.2012 

Sehr geehrter Herr Mensing, 

der Planungsbereich liegt über dem auf Steinkohle verliehenen Berg­

werksfeld "Concordia" und über dem auf Eisenerz verliehenen Berg~ 

werksfeld nNeu Essen". Ebenso liegt der P/anbereich über dem auf Koh­

lenwasserstoffe erteilten Bewilligungsfeld "Rheinphan". Eigentümerin 

des Bergwerksfe/des "Concordia" ist die CBB Holding AG Ll.. Diese hat 

der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie in NRW, 

mitgeteilt, dass sie nicht in der Lage ist, Auskünfte über die bergbau/i­

ehen Verhältnisse und Bergsehadensgefährdung zu erteilen, da ihr kei-

Datum. 2507 2()!2 
Seile 1 von;: 

Aktenzeichen 
65,52.1 -2012·351 
bel Antwort bitte angeben 

Auskunft erteilt 
Thomas ROtzei 
thomas.ruetzel@bezreg­
art1sberg.nrvide 
Telefon 02931/82<j946 
Fax: 02931182-5122 

GoebenSll<!ß" 25 
44135 DOr1mund

'\ 

I-Ei_nQa_ng......--3_0.--rJU_l~_2_012~~"""'" jlL2j1/t
'I 

5 
5-1 
8L 

5-1-00 

Hauptsitz, 
Seibertzslr 1 59821 ÄfI1;De'q 

Telefon' 0293'1 8:?,O 

poststefle@bra nrwde 
W'AIW.bra.nrw.de 

SSNicezei!fHl' 
08.30 - 1200 Uhr 
und 13 30 - 1600 l.Jt,! 
Freitags ~on 
0830 - 14.00 Uhr 

Konto der landeskas~H [JUs 
seldort 
WestlB Dus$i)IClOrf 4ü:)8C'! 
Bll 30050000 
IBAN. DE<'7 300b 0000 Deo.. 
008011 
sie: WELAO[DD 
Umsatzsteuer 10 
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Bezirksregierung Amsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW 

ne Unterlagen Ober den umgegangenen Bergbau vorliegen wOrden. Ei­

gentümer;n des Bergwerksfeldes "Neu Essen" ist die MAN Aktiengesell­

schaft in München, vertreten durch die MAN Grundstücksgesellschaft 

mbH, Steinbrinkstraße 170 in 46145 Oberhausen. Inhaberin der Bewilli­

gung "Reinphan" ist die A-TEe Anlagentechnik GmbH, Schulstraße 11 

in 46519 Alpen. Nach den mir derzeit hier vorliegenden Unterlagen ist 

kein einwirkungsrelevanter Bergbau innerhalb der PIanmaßnahme do­

kumentiert. 

Über mögliche zukünftige, betriebsplanmäßig noch nicht zugelassene 

bergbauliche Tätigkeiten ist hier nichts bekannt Diesbezüglich empfehle 

ich Ihnen, auch den o. g. Bergwerkseigentümer an der Planungsmaß­

nahme zu beteiligen, falls dieses nicht bereits erfolgt ist 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen jederzeit gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen und Glückauf 

Im Auftrag: 

j. ;/uqid( 
(Thomas Rütze!) 
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P\€DOC® 

Wissen. wo es langgehl. 

PLEdoc GmbH c Postfach 120255,45312 Essen 

Stadt Oberhausen 
FB 5-1':30 
46042 Oberhausen 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Anfrage an unser Zeichen Datum 
5-1-30/ME, Mensing 22.06.2012 PLEdocGmbH 70520 25.07.2012 

Vorentwurf • Bebauungsplan 649 • Wllmsstraße - der Stadt Oberhausen 

., Sehr geehrte Damen und Herren, 

von der Open Grid Europe GmbH, Essen, und der GasLiNE GmbH & Co. KG, Straelen, 

sind wir mit der Wahrnehmung ihrer Interessen im Rahmen der Bearbeitung von Fremdpla­
nungsanfragen und öffentlich-rechtlichen Verfahren beauftragt. 

Die uns im Internet zur Verfügung gestellten Plan unterlagen zum Vorentwurf des Bebau­
ungsplans Nr. 649 "WiImsstraße" senden wir Ihnen, versehen mit unseren Bearbei­
tungsvermerken. als Ausdruck zurück. Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs­
plans Nr. 649 HWilmsstraße" verlaufen keine Versorgungseinrichtungen der Open Grid Eu­

rope GmbH und der GasLI NE GmbH. 

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen teilen Sie 

unter Ziffer 4 des Vorentwurfs der Kurzbegrandung zum Bebauungsplan Nr. 649 mit. dass 
die Lage und die Art der Kompensation für erhebliche Umwelteinwirkungen noch erarbei­
tet werden muss. Da eine Betroffenheit von Versorgungseinrichtungen nicht auszuschlie­

ßen ist, bitten wir um weitere Beteiligung an diesem Verfahren. 

Mit freundlichen Grüßen 

PLEdocGmbH 

D~ ­

5 
5-1 

BL 

n 
uskunft 
nungsbearbei1ung 

Elnga.ngl--....,----r-:-:-. 
5-1-00 

zustandig Dirk Steffen 
Durchwahl 0201/3659 - 347 

Anlagen 
Bebauungsplan 

~filhrung: AnIllrKatllrin Wirtt. Matlhias lenz . 
Zetüflatfrt'l Nd\

PlEdoc GeselIIc:ha(t für DokUinentatiOn~ und;:.J!ege mbH • SchnIeringshof 10-14. 45329 Essen . !)IN eH ISO Il00' 
Telefon' 0201/36 59-0 • Telefax 0201138 59-163. E-Mail info@pledoe,de • ln1emet _,pledoc.de l4lbi~~ 

iQ.tOi.iIJ.U6)'$
AmtsgeOcht Essen - Handelsregister B 9664 • USt-IdHr OE 170736401 
Oeu\$Che Bank AG Hannover (BtZ 250 700 70) Konto-Hr 56 109200 

Seite 1 von 1 
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~RWW 

12. JUli 2D12 
A~ 12/1­

Rb Portfub 1Q 16 6.1 45466 MÜltll~lm an der Rubr 

5 
5-1 
8L 

EJn;:;ang 

Stadt Oberhausen 
z. Hd. Herrn Mensing 
Bahnhofstraße 66 
46042 Oberhausen 

MOIheim an der Ruhr, 6. Juli 2012 

IhreZejehen 5-1-30/ME 
Ihre Nachricht 22. Juni 2012 
Unsere Zeichen RN12-852/Bö 
Name Detlev Klumbls 
Telefon 02084433-427 
Telefax 0208 4433-445 
E-MaH detlev,klumbis 

@rwe.com 

1. Beteiligung bel der Aufstellung von Bauleitplänen gemäß § 4 
Baugesetzbuch (BauGB) hier: Bebauungsplan 649· Wllmsstraße 

Sehr geehrter Herr Mensing, 

gerne teilen wir Ihnen mit. dass wir gegen den genannten Bebauungsplan keine 
grundsätzlichen Bedenken haben. Wir gehen davon aus, dass unsere 
vorhandenen Anlagen in ihrer jetzigen Lage verbleiben können. 

Wir haben fOr Sie einen Planausschnitt mit den eingetragenen LinienfOhrungen 
unserer vorhandenen Versorgungsleitungen vorbereitet. Die Lage und Tiefe der 
in den Planunterlagen eingetragenen Wasserrohrleitungen und Kabel kann von 
der tatsächlichen Lage und Tiefe abweichen. Hausanschlussleitungen gehören 
unseren Anschlussnehmem. HierOber besitzen wir keine Planunterlagen. Unser 
Service-Point Oberhausen, Telefon 0208668182, kann Ihnen gerne nach Ter­
minvereinbarung die Lage der Leitungen in der Örtlichkeit anzeigen. RWVV haftet 
nicht fOr unrichtige Planunterlagen. 

Einer Überpflanzung bzw. Überbauung unserer Leitungstrassen werden wir in 
keinem Fall zustimmen. Überpflanzungen bzw. Überbauungen des Trassenbe­
reiches unserer Einrichtungen beinhalten Risiken fOr den Betrieb und die Unter­
haltung unserer Versorgungsleitungen und widersprechen gleichzeitig eindeutig 
den allgemein geltenden Regeln der Technik der DIN 1998. 

Haben sie noch Fragen? Sie erreichen uns unter der o. g. Telefonnummer. 

Freundliche GrUße 

RWW Rheinisch-WestfälischewasS;":r:;rhaft mb1, L 
i. V. Horflch i. V. Hit1f19ner 

RWW Rhelnisch·Westfälische 
WaSSErwerk'gesellschaft mbH 

Am Schlo!l Brolch 1 - 3 
4$479 Mülhelm an der Ruhr 

T Q208 4433·1 
F 02084433-233 
I www,rww,d. 

Vorlltzend.r des 
Auf$lchuratu: 
Bernd Böddeling 

Ge$Chäftsfiihrlllr: 
Or. Franz·)osef Scholte 

Reglstergerlcht: 
Dulsburg 
Reg,-fIIr, B 14235 

B.nkverblndung: 
CommErzbank AC 
BlZ 362 400 45 
Klo.-Nr. 763 765 500 

5Ieuer-NI,: 120/5750/0393 
USt,-Idflir. OE 1203 48 279 

Anlage: 
Plan 

VORWEG GEHEN 
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Die Angabe der LeitungsfOhrung ist unverbindlich. Oie Angaben in den 1<J'''''1­
Oberreichten Planen haben keinen Anspruch auf Vol~igkeit und ~;'t<-.'\ Genauigkeit Die Planuntel1egen kOnnen aUfdnmJHipater erfolgter v.er-. 


\änderungen (lage- oder Nilleaulinderungen) vOll der tatsachlichen " /' 

~ der leitungen abweichen. Oie genaLte tpgi,der leilungen Jsl.aurch 

})t~beIOcher in Handschachtung zu ermittelrt~ Eine·~rtliche ~jnWeisung 

dUrr;n unser Personal erfolgt ohne rechtliche Verpllic!'rtu!Jllen zur 
'" fdlstel1ung der genauen lage der· leitung. .~, 

Ha~~lußleitungen .Sind im lageplan nicht eingetragep' 

Für d~.~tigkeit)ln~Voltstllndigkeil ihrer Planunterlagen Ilbemirmnt 


'dieR~.~~!:IHaftu~.. \. ',~~\~ 

RVVW fih~inisch-Westfilische" . 
w.llliSerwerksgesellschatfflbH 

\ '", 

f,', 

Druckdatum: 22.06.2012 Maßstab: 1:1.000 Unser Zeichen; PA12-1786 

Firma: Sladt Ober!lallSen Tieft:lauamt 5-1-30 

Betreff: Bebauungsplan - OI:lerhausen, Wilmsstr. 

RWW Rheinisch-Westfalische Wasserwerksgesellschaft mbH 
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Sie betrachten: 649 - Wilmsstraße 

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB 

Zeitraum: 02.01.2013 - 04.02.2013 

[1] Stellungnahme wurde abgegeben I 

Von der vorgenannten Maßnahme werden weder unsere vorhandenen Anlagen noch laufende bzw. 
vorhersehbare Planungen unseres Hauses betroffen. 

: Falls für Ihre Ma ßnahme ein Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft gefordert wird, muß 
sichergestellt sein, daß dieser nicht im Schutzstreifen unserer Leitungen stattfindet. Sollten die 
Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen werden, bitten wir um erneute Beteiligung. 

Sachbearbeiter: 

Behörde: 

Abgabedatum: 

Aktenzeichen: 

Stellungnahme: 

1 11 
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5-1 
SL<tRWW 

en, Bauen, VVohnen 
erelct1 Stadtplanung 

UDS 

Eingang 

5-1-00 

8WW Pgstf"h 10 16 61 4$4'6 MülbtJm an Off Ruhr 

Stadt Oberhausen VerteIlnetzbetrIeb 

z. Hd. Herrn Mensing 
Ihre Zeichen 5-1-3O!ME

Bahnhofstraße 66 Ihre Nachrlcht 19.12.2012 
46042 Oberhausen Unsere ZeIchen RN1Z.ß521Uef 

Name Oetlev Klumbls 
Telefon 0208 4433-427 
Telefax 0208 4433-445 
E-Mail detlev.klumbis 

@rwe.com 

1.3 
Mülhelm an der Ruhr. 14. Jan. 20;2 

1. Beteiligung bei der Aufstellung von B,uieltplänen gemäß § 4 
Baugesetzbuch (BauGB) hier: Bebauungsplan 649 • Wllmsstraße 

Sehr geehrter Herr Mensing, 

geme teilen wir Ihnen mit, dass wir gegen den genannten Bebauungsplan wei­
terhin keine grundsätzlichen Bedenken haben, solange unsere leitungen in ihrer 
jetzigen lage verbleiben können. 

Vorsorglich möchten wir jedoch auf die Punkte 5.4 Schutzgut Boden und 8. 1 
Kampfmittel eingehen. RWW wird keine leitungsvertegung in belastete Flächen 
durchführen. Alle Kosten, die zur Entsorgung im Zuge von erforderlichen 
leitungsverlegungen entstehen, werden nicht von RWW übernommen. Es ist 
nicht auszuschließen, dass im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit 
Kampfmitteln zu rechnen ist. Wir gehen davon aus, dass bei beantragten 
Bauvorhaben die zuständige Genehmigungsstelle darauf besonders hinweisen 
wird. Auch dazu weisen wir bereits jetzt rein vorsorglich darauf hin, dass RWW 
keine Mehrkosten, die aus dem Vorhandensein von Kampfmitteln resultieren, 
übernehmen wird. 

Haben sie noch Fragen? Sie erreichen uns unter der o. g. Telefonnummer. 

Freundliche Grüße 

RWW Rheinisch-Westfälische 
Wasserwerksgesellschaft mbH ~ 

i. ~I i. v. H!;;': 

RWW Rh~lnlsch-Westflills<:hf 
Wassfrwerksgesel1S<:haft mbH 

Am Schloll BIoIch 1 ·1 
45479 Mulhelm an der Ruhr 

T 02084433-1 
F 02084433-2 33 
I www.rww.dl! 

Votsltzender des 
Aufsichtsrates: 
8emd 86ddellng 

Geschlftsfühl~r: 
Dr. Flanz..Jo...f Schulte 

ReglstH9'!rtcht: 
Dulsburg 
lIeg.oHr.8 14235 

Bankverblndufl9; 
Commerzbank AG 
Oll 362 400 45 
Klo.oN•• 763 765 SOO 

Steuer-Nr,: 120/51>0/0393 
USt.-IdNr. OE 1203 48119 

VORWgG GEHEN 
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tetraeder Beteiligungsserver 	 Page 1 of I 

Sie betrachten: 649 - Wllmsstra8e 

IMtHII IVarfahrensschrltt: Öffentliche AU81egung gern. § 3 (2) BauGB 
Zeitraum: 02.01.2013 - 04.02.2013 

[1) Stellungnahme wurde abgegeben I 

Sachbearbeiter: Ulrlke Kerkenbusch, Administrator 

i· Behörde: EnergIeversorgung Oberhausen AG
i 
. Abgabedatum: Dienstag, der 29. Januar 2013 um 13:13:18 Uhr 


Aktenzeichen: 
 Nicht angegeben. 

SteHungnahme: Sehr geehrte Damen und Herren, 

i 

1. 	 grungstltzlich bastehen seitens eva Energie-Netz GmbH gegen den Bebauungspfan 576. Sterkrader 

Tor, keine Bedenken. Unsere Leitungen, Kabel und Anlagen dOrfen weder Oberbaut noch überpflanzt 
werden.., I 

I Mit freundlichen Grüßen 


,I iA Ulrike Kerkenbusch 


i . Nachtrage: 
Keine Nachtrtlgs I Erg(jnzungsn vorhanden. 

https:llportal.tetraeder.comloberhausenlplanlbeteiligunglbehoerdeltoeb _stellungnahme _ druck.php?p1amm." 29.01.2013 
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Mensing. Hans 

Von: Thorsten. Schwark@deutschebahn.com 
Gesendet: Donnerstag, 7. Februar 2013 09:09 
An: Bereich Stadtplanung 
Betreff: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 649 - Wilmsstraße - hier: 2. Beteiligung der 

Behörden und sonstigen Töb gem. § 4 Abs. 2 BauGB (TöB-Köl-13-7736 (13053)) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 


wie soeben telefonisch besprochen übersenden wir Ihnen vorab folgende 

Stellungnahme: 


Das Plangebiet tangiert unsere 110 kV Bahnstromleitung 497 Duisburg - Kirchhellen 

Mastefelder 4227 bis 4229. Es ist zu beachten, das im Schutzstreifen keine 

Einwirkungen oder Maßnahmen vorgenommen werden dürfen, die den ordnungsgemäßen Bestand 

oder Betrieb der 110 kV Bahnstromleitung beeinträchtigen oder gefährden könnten. Die 

Flächen im Schutzstreifen unterliegen gewissen Nutzungsbeschränkungen. 

Sollten später konkrete prüffähige Bauunterlagenfür den Schutzstreifen zur Verfügung 

stehen, sind diese uns vorzulegen. 


Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nähe der Bahn (zum 

Beispiel: Beleuchtung von Parkplätzen, Leuchtwerbung aller Art, 

etc.) ist darauf zu achten, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen 

sind und Verfälschungen, Oberdeckungen und Vortäuschen von Signalbildern nicht 

vorkommen. 


Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Betriebsanlagen entstehen 

Immissionen. Entschädigungsansprüche'oder Ansprüche auf.Schutz- oder Ersatzmaßnahmen 

können gegen die Deutsche Bahn AG nicht geltend gemacht werden, da die Bahnstrecke 

eine planfestgestellte Anlage ist. Spätere Nutzer der Objekte sind frühzeitig und in 

geeigneter Weise auf die Beeinflussungsgefahr hinzuweisen. 


Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


Mit freundlichen Grüßen 


Thorsten Schwark 

Kompetenzteam Baurecht . 

Niederlassung Köln (FRI~Köl-I Sh) 


DB Services Immobilien GmbH 

Deutz-Mülheimer Straße 22-24, 50679 Köln Tel. 0221 141-3475, Fax -2244, intern 943­

Online-Marktplatz für Immobilien der Deutschen Bahn Aktuelle Immobilienangebote finden 

Sie unter: http://www.db.de/Immobilien. 


Die DB Services im Internet » http://www.deutschebahn.com/dbservices 

Sitz der Gesellschaft: Berlin 
Registergericht: Berlin-Charlottenburg, HRB 86 570 
USt-IdNr.: DE 178324667 
Geschäftsführer: Torsten Thiele (Vorsitzender), Bodo Bonifer, Dr. Petra Johnen 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Ralf Schweisel 
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